
DEUTSCHER BUNDESTAG
15. Wahlperiode

Protokoll Nr. 15/13

Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit

Korrigiertes Wortprotokoll
13. Sitzung

Montag, 19. Mai 2003, 12:00 Uhr
11011 Berlin, Platz der Republik, Sitzungsaal: PLH E.700

Vorsitz: Ulrich Petzold, MdB

Einziger Punkt der Tagesordnung:

Öffentliche Anhörung zu dem

Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes

- Drucksache 15/810 -   



Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 13. Sitzung, 19. Mai 2003

2

13. Sitzung
Beginn: 12:00 Uhr

Vorsitzender: „Meine Damen und Herren, be-
vor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte
ich Sie darüber informieren, dass Herr Hille-
brand vom Rheinisch-Westfälischen Institut für
Wirtschaftsforschung (RWI), Leiter der For-
schungsgruppe Energiewirtschaft, Essen, vor-
aussichtlich verspätet eintreffen wird. Demzu-
folge werden wir ihn auch erst dann, wenn er
hier ist, aufrufen können.
Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen, ich begrüße Sie zu
unserer heutigen 13. Sitzung des Ausschusses
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit. Mein Name - für unsere Gäste - ist Ulrich
Petzold, ich bin stellvertretender Vorsitzender
dieses Ausschusses und werde die heutige
Sitzung leiten. Der Vorsitzende des Ausschus-
ses, Abg. Dr. Ernst Ulrich von Weizsäcker, ist
für heute entschuldigt; er hat einen Termin für
Deutschland in Genf wahrzunehmen. Ich bitte,
das zu akzeptieren.
Einziger Punkt der Tagesordnung unserer heu-
tigen 13. Sitzung ist die Anhörung zum Ge-
setzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN - „Entwurf eines Ersten Ge-
setzes zur Änderung des Erneuerbare-Energi-
en-Gesetzes” auf Bundestags-Drucksache 15/-
810. Ein gleichlautender Gesetzentwurf der
Bundesregierung liegt dem Bundesrat vor. Er
wird dazu am 23. Mai votieren. Die abschlie-
ßende Beratung des Gesetzentwurfs ist für
den 4. Juni 2003 vorgesehen, so dass wir
dann auch den Beschluss des Bundesrates
sowie die bis dahin zugesagte Gegenäußerung
der Bundesregierung bei unseren eigenen Be-
schlüssen berücksichtigen können.
Der Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit des
Bundestages ist bei diesen Vorlagen jeweils
mitberatend. Ich habe die Kollegen eingeladen,
an der heutigen Anhörung teilzunehmen und
freue mich, dass die Einladung entsprechend
wahrgenommen wurde.
Der Umweltausschuss hat die heutige Anhö-
rung in seiner Sitzung am 7. Mai 2003 einver-
nehmlich beschlossen. Zwischen den Obleuten
und den Berichterstattern haben wir uns darauf
verständigt, die einzuladenden Experten zah-
lenmäßig stark zu begrenzen, um eine detail-
liertere Diskussion führen zu können.
Ich möchte nun Sie, sehr geehrte Sachver-
ständige, besonders herzlich willkommen hei-
ßen. Allen, die eine schriftliche Stellungnahme
zum Gesetzentwurf vorgelegt haben, gilt mein
besonders herzlicher Dank. Die Stellungnah-
men wurden in der Ausschussdrucksache
15(15)100 zusammengefasst. Einige Stellung-
nahmen liegen hier aus.

Meine sehr geehrten Sachverständigen, Sie
haben uns durch Ihre Stellungnahme für die
weiteren Beratungen eine wichtige, wertvolle
Hilfe geleistet.
Ich darf hier darauf hinweisen, dass uns von
anderer Seite unaufgefordert weitere Stellung-
nahmen zugegangen sind; diese sind in der
Ausschussdrucksache 15(15)101 zusammen-
gefasst. Beide Ausschussdrucksachen wurden
auch in das Internetangebot unseres Aus-
schusses aufgenommen, so dass sie jedem
zur Verfügung stehen.
Meine Damen und Herren, ich möchte nun die
Sachverständigen im Einzelnen gern vorstel-
len. Als Einzelsachverständige haben wir gela-
den - in alphabetischer Reihenfolge aufgeführt:
• Herrn Bernhard Hillebrand vom Rheinisch-

Westfälischen Institut (RWI), Leiter der
Forschungsgruppe Energiewirtschaft, Es-
sen; er kommt später;

• Herrn Professor Dr. Uwe Leprich vom In-
stitut für Zukunfts Energie Systeme (IZES),
Saarbrücken.

Dazu  haben wir Vertreter von folgenden Ver-
bänden zu dieser Anhörung gebeten:
• Für den Bundesverband Erneuerbare E-

nergie e.V. (BEE) wird dessen Präsident,
Herr Johannes Lackmann, sprechen.

• Die Industriegewerkschaft Bergbau, Che-
mie, Energie (IG BCE) wird vertreten durch
Herrn Franz-Gerd Hörnschemeyer, Sek-
retär der Abteilung Bergbau und Energie-
wirtschaft.

• Der Verband der Industriellen Energie- und
Kraftwirtschaft e.V. wird vertreten durch
seinen Geschäftsführer Herrn Dr. Alfred
Richmann, und der

• Zentralverband des Deutschen Handwerks
(ZDH) wird durch Herrn Dr. Edmund Eg-
genberger von der Abteilung Infrastruktur-
politik vertreten.

Herzlich willkommen, meine Herren.
Meine Damen und Herren, der vorliegende Ge-
setzentwurf ist vergleichsweise kurz, gleich-
wohl aber von großer Bedeutung, weil er er-
hebliche finanzielle Auswirkungen hat. Ziel ist,
eine besondere Ausgleichsregelung in das Er-
neuerbare-Energien-Gesetz einzufügen, nach
der stromintensive Unternehmen des produzie-
renden Bereichs vom EEG-Kostenanteil teil-
weise befreit werden können, sofern sie nach-
weisen, dass der EEG-Kostenanteil maßgeb-
lich zu einer erheblichen und nicht nur vorüber-
gehenden Beeinträchtigung der Wettbewerbs-
fähigkeit des Unternehmens oder von selb-
ständigen Teilen des Unternehmens führt. Die
Regelungen sollen bis zum 30. Juni 2004 gel-
ten. Wir gehen davon aus, und dies sollten wir
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auch bei den heutigen Beratungen berücksich-
tigen, dass bis zu diesem Zeitpunkt die allseits
für notwendig erachtete grundsätzliche Über-
arbeitung des Erneuerbare-Energien-Gesetz
gelingt.

Lassen Sie mich nun noch ein paar organisato-
rische Hinweise geben. Wir haben zwischen
den Fraktionen vereinbart, dass zu Beginn der
Anhörung jeder eingeladene Sachverständige
in einem maximal fünfminütigen Statement
seinen Kommentar zum Gesetzentwurf vortra-
gen kann. Ich bitte aber auch wirklich darum,
diese fünf Minuten einzuhalten.
Anschließend sollen die Berichterstatter der
Fraktionen im Umweltausschuss das erste
Wort erhalten, wobei ich gern auf die Tradition
aus den vergangenen Jahren hinweise, dass
von den Abgeordneten keine Statements vor-
getragen werden sollen, sondern kurz und
knapp die Fragen gestellt werden. Wir wollen
es auch so halten, dass pro Aufruf nur eine
Frage an zwei Sachverständige oder zwei
Fragen an einen Sachverständigen oder je
eine Frage an je einen Sachverständigen ge-
stellt werden können. Nach den Berichterstat-
tern können dann auch die Mitglieder des mit-
beratenden Ausschusses für Wirtschaft und
Arbeit Fragen stellen. Angesichts der Kürze
des Gesetzentwurfs haben wir darauf verzich-
tet, die Anhörung weiter zu strukturieren.
Ich darf noch erwähnen, dass wir auf der Basis
des mitlaufenden Tonbandes ein Wortprotokoll
erstellen werden. Den Sachverständigen wer-
den wir den Entwurf des Protokolls mit der
Bitte zusenden, für notwendig erachtete Kor-
rekturen vorzunehmen. Ich weise aber darauf
hin, dass eine Änderung des Sachgehaltes der
hier vorgetragenen Aussagen dabei vermieden
werden sollte.
Nach Fertigstellung wird das Protokoll auch im
Internet abrufbar sein.
Ein letztes Wort zur Verpflegung: Hier ist, wie
Sie sehen, ein Wagen mit Getränken und ei-
nem Imbiss aufgebaut. Ich weise aber darauf
hin, dass jeder seine Getränke und seine Ver-
pflegung selbst bezahlen muss.
Wir möchten jetzt mit der Anhörung beginnen.
Da Herr Hillebrand noch nicht anwesend ist,
bitte ich jetzt Herrn Prof. Dr. Leprich um sein
Statement.

Sv. Prof. Dr. Uwe Leprich: „Herzlichen Dank,
Herr Vorsitzender. - Guten Tag, meine Damen
und Herren, ich freue mich, heute hier zur
EEG-Novellierung Stellung nehmen zu kön-
nen.
Die Technik verhindert leider, Ihnen Begleit-
material auf der Leinwand präsentieren zu
können. Es ist aber nicht so dramatisch, weil
ich mein Statement ja vorab eingereicht habe
(s. Anlage).

Wenn man über stromintensive Industrien
diskutiert, muss man sich über die Größenord-
nung der Stromkostenbelastung der Industrie
insgesamt klar werden. Ich habe Ihnen auf
Seite 4 meiner Stellungnahme eine Tabelle
zusammengestellt, die aufzeigt, wie hoch die
Stromkostenbelastung einzelner Wirtschafts-
zweige im Schnitt in Deutschland ist (s. Anla-
ge). Wir sehen, wir haben gerade einmal drei
Branchen, die einen Stromkostenanteil an der
Bruttowertschöpfung, das ist eigentlich die
aussagekräftigste Kennziffer, von über 15 Pro-
zent haben. Die restlichen Branchen liegen
z.T. deutlich darunter. Daher kann man insge-
samt sagen: Im Durchschnitt ist die deutsche
Industrie nicht sonderlich stromintensiv. Wenn
man weitere Kennzahlen dieser einzelnen
Wirtschaftszweige betrachtet, wird man sehen,
dass etwa 45.000 Arbeitsplätze direkt betroffen
sind, ferner, dass auf die drei Wirtschaftszwei-
ge gerade ein Anteil von 7,7 % am Gesamt-
stromverbrauch des produzierenden Gewerbes
entfällt, der wiederum knapp 50 % des Ge-
samtstromverbrauchs der Bundesrepublik
ausmacht. Es geht also um einen Anteil von rd.
dreieinhalb Prozent am Gesamtstromver-
brauch der Bundesrepublik (s. Anlage). Dies
zur Größenordnung, damit klar wird: Wenn wir
über Stromintensität in der Industrie reden,
über Unternehmen, die in ihrer Wettbewerbsfä-
higkeit beeinträchtigt sind, geht es in der Regel
um Einzelfälle.
Auch wenn man den bisherigen Entlastungen
der stromintensiven Industrie die durchschnitt-
liche Belastung durch das EEG gegenüber-
stellt, gelangt man zu hinsichtlich der Größen-
ordnung interessanten Ergebnissen (s. Anla-
ge). Wir haben in unserem Gutachten für das
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit1 ausgerechnet, dass wir
eine durchschnittliche Wälzung von 0,34 Cent
je Kilowattstunde (kWH) haben, wenn man die
heutige Wälzungspraxis des EEG zugrunde
legt. Auf der anderen Seite stehen die Befrei-
ung von der Konzessionsabgabe in Höhe von
0,11 Cent/kWh, die Ermäßigung der Strom-
steuer in einer Größenordnung von 0,63 Cent/-
kWh, die Deckelung der KWK-Umlage in Höhe
von 0,20 Cent/kWh, in der Summe bereits eine
Entlastung der stromintensiven Industrie um
0,94 Cent/kWh; hinzu treten der Wegfall des
Kohlepfennigs 1996 in einer Größenordnung
von 0,50 Cent/kWh und eine Strompreissen-
kung seit 1995 in Höhe von 2,4 Cent/kWh, auf-
summiert ein Betrag von etwa 2,9 Cent/kWh.
Dem steht der Wälzungsbetrag von 0,34 Cent
                                                     
1 Institut für ZukunftsEnergieSysteme (IZES),

Belastung der stromintensiven Industrie durch
das EEG und Perspektiven. Kurzgutachten für
das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit, Saarbrücken, April 2003
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je kWh gegenüber. Das sind die Größenord-
nungen.
Dabei muss es nicht bleiben. Ein Kostensen-
kungspotenzial liegt m.E. im Bereich der
Strombeschaffung, auch gibt es ein Kosten-
senkungspotenzial bei den Netznutzungsent-
gelten, das ich jetzt nicht quantifiziert habe,
das sich aber aus verschiedenen Studien im
europäischen Vergleich ergibt. Schließlich,
auch dieses haben wir in dem Gutachten für
das Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit dargestellt,
gibt es durchaus noch Senkungspotenziale
durch die Erschließung von Energieeffizienz-
potenzialen in der Industrie insgesamt, so dass
auch da noch einmal eine beträchtliche Grö-
ßenordnung an Senkungspotenzial, auch für
die stromintensive Industrie, vorhanden ist.
Wenn man sich die einzelnen Bestandteile der
Stromkosten der Industrie insgesamt anschaut,
so zeigt sich, dass mit knapp 50 % der größte
Anteil an den Stromkosten nach wie vor auf die
Strombeschaffung entfällt, knapp 30 % entfal-
len auf die Netznutzung, der Rest verteilt sich
auf die staatlichen Belastungen durch Strom-
steuer, EEG, KWK-Gesetz und Mehrwertsteu-
er. Dies bedeutet, drei Viertel des gesamten
Kostenblocks Industriestrompreise hängen von
der Strombeschaffung oder der Netznutzung
ab, und auch da sehen wir mit einem weiteren
Fortschreiten der Liberalisierung durchaus
Senkungspotenziale, die eine beträchtliche
Größenordnung erreichen können.
Wir haben heute eine Situation, in der sich die
Gesamtkostenbelastung der Endkunden durch
das EEG rein rechnerisch gegenüber dem
Beschaffungspreis an der Börse auf etwa 1,6
Mrd. Euro beläuft; das ist der betriebswirt-
schaftliche Wert. Anteilig verteilt sich diese
Belastung zu etwa 40 % auf die Industrie (>
100.000 kWh), der Rest auf Haushalte, öffent-
liche Einrichtungen, Landwirtschaft, Handel
und andere Kunden. Eine völlig andere Situati-
on würde sich ergeben, wenn man dem De-
ckelungsvorschlag von BDI und VIK folgen
würde: In diesem Fall beliefe sich der Anteil
der Industrie (> 100.000 kWh) auf nur noch
6 %, die Haushalte sowie die öffentlichen Ein-
richtungen hätten dagegen sehr viel mehr zu
tragen als heute (s. Anlage).
Ich komme zum Fazit: Der Gesetzentwurf wird
m.E. dem Anspruch gerecht, eine Regelung für
wirkliche Härtefälle einzuführen. Die Vertei-
lungswirkungen zu Ungunsten der Haushalte,
des Gewerbes und der öffentlichen Einrichtun-
gen werden dadurch begrenzt. Zusätzlicher
Bürokratieaufwand wird durch eher pragmati-
sche Regelungen ebenfalls eingegrenzt.
Schließlich: Industriestrompreise werden m.E.
durch Liberalisierungsfortschritte im Strom-
markt stärker beeinflusst werden als durch das
EEG. - Vielen Dank.“

Sv. Johannes Lackmann (BEE): „Sehr geehr-
ter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und
Herren, die derzeitige Struktur des EEG ist so
angelegt, dass jeder Stromverbraucher, ge-
messen an seiner Stromabnahme, den glei-
chen Anteil zur Erzeugung umweltfreundlicher
Energie beiträgt. Der Ursache oder Veranlas-
sung Stromverbrauch ist direkt zugeordnet die
Umweltpflicht zur Abnahme einer bestimmten
Menge, d.h. das Verursacherprinzip ist hier in
idealer Weise realisiert. Dadurch, dass das so
ist und das EEG kein Zumutbarkeitsgesetz ist,
ist es auch rechtlich einwandfrei, unbestritten,
auch auf europäischer Ebene in dieser Struktur
unbestritten. Als Verband warnen wir davor,
etwas anzugehen, was diese Struktur durch-
bricht und auch die rechtliche Struktur des
EEG verändert. Denn das EEG hat sich genau
in dieser Form auch international verbreitet
und wird genau wegen dieser Bestandskräftig-
keit, wegen der Kompatibilität besonders gerne
angewandt. Wenn nun durch eine Härtefallre-
gelung einzelne Unternehmen von Teilen der
Umweltpflicht entlastet werden, dann stellt das
eine direkte Förderung dar, die auch in den
Wettbewerb eingreift. Wir können das eigent-
lich nicht befürworten. Natürlich gibt es neben
dem Verursacherprinzip andere Maßstäbe, wie
man Umweltpflichten verteilen kann, und es ist
natürlich eine Entscheidung der Politik, hier
über die Anwendung bestimmter Prinzipien zu
entscheiden. Insofern möchten wir unsere
Position vortragen und Ihnen hier nicht sagen
‚das darf nicht‘ oder ‚das geht nicht‘. Wir räu-
men ein, dass es auch andere Gesichtspunkte
geben kann als die Anwendung des Verursa-
cherprinzips, aber wir halten das schon für
sehr entscheidend und sind der Meinung, dass
man sehr gewichtige Gründe haben muss,
wenn man dieses tragende Prinzip, das leider
auch an vielen anderen Stellen bereits durch-
brochen worden ist, durchlöchern will.
Als konkrete Gefahr bei der Strukturänderung
im EEG sehen wir, dass eine Entlastung be-
stimmter Industrien notwendigerweise immer
auch mit einer Umverteilung, sprich mit einer
Mehrbelastung anderer Kunden verbunden ist.
Das bedeutet: Wenn man das tut, muss man
die Umverteilungsmenge auf ein Minimum
beschränken. Wir sind der Meinung, dass im
vorliegenden Gesetzentwurf durchaus zum
Ausdruck kommt, dass keine unnötig hohen
Verteilungsmengen angestrebt werden. Denn
sonst würde die Akzeptanz dieses Gesetzes
durch die Mehrbelastung der übrigen Kunden-
gruppen sofort schwinden.
Eine weitere Gefahr sehen wir darin, dass der
Strukturwandel hin zu ökoeffizienten Industrien
durch solche Entlastungen von Grundstoffin-
dustrien und von energieintensiven Betrieben
behindert wird. Wir haben heute in Deutsch-
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land noch viele Grundstoffindustrien mit ver-
gleichsweise wenig Arbeitsplätzen; die ar-
beitsintensiven Industrien wie die Elektronikin-
dustrie, die Computerindustrie, die wir durch
hohe Lohnnebenkosten teuer gemacht haben,
sind dagegen längst abgewandert. Von daher
bitte ich in der Relation einmal zu beachten, ob
denn gerade diese energieintensiven Indust-
rien weiterer Förderung bedürfen oder ob die
Bevorzugung nicht eher bei den arbeitsplatz-
intensiven, modernen Industrien ansetzen
müsste, die übrigens mit dem EEG keine
Probleme haben. Der Zentralverband Elektro-
technik- und Elektronikindustrie, der ZVEI, hat
errechnet, dass für die Elektroindustrie der aus
dem EEG resultierende Nutzen um ein Vielfa-
ches höher ist als die Kosten und sie insofern
unmittelbar vom EEG profitiert.“

Sv. Franz-Gerd Hörnschemeyer (IG BCE):
„Meine Damen und Herren, zum Thema Här-
tefallklausel kann ich aus Sicht der IG BCE
folgende einleitende Anmerkung machen. Die
energie- und klimapolitischen Beschlüsse der
Bundesregierung und der sie tragenden Par-
teien aus den letzten Jahren haben durchaus
zu einer spürbaren Preiserhöhung für Energie
geführt, insbesondere im Bereich Strom. An-
ders als z.B. beim Ökosteuergesetz oder auch
bei der KWK-Regelung ist bislang im Erneuer-
bare-Energien-Gesetz keine Härtefallregelung
für energie- bzw. stromintensive Industriebe-
reiche vorgesehen. Der IG BCE hält eine sol-
che Regelung für dringend notwendig, sie
sollte auch so schnell wie möglich umgesetzt
werden. Die Bundesregierung selbst hat in
ihrem ersten Erfahrungsbericht zum EEG im
vergangenen Jahr festgestellt, dass es für
bestimmte Industriebereiche durch höhere
Stromkosten durchaus zu Problemen kommen
kann. Ausgehend von der im Bereich EEG zu
erwartenden Dynamik und ausgehend auch
von den Zielstellungen der Bundesregierung
unterstellen wir heute, dass wir Ende dieses
Jahrzehnts über das EEG deutlich höhere
Umlagekosten am Strompreis haben werden.
Die Bundesregierung hat in ihrem eigenen Er-
fahrungsbericht etwa 0,6 Cent pro Kilowatt-
stunde angegeben. Andere Untersuchungen
gehen von einer Größenordnung von etwa 1
Cent pro Kilowattstunde im Jahr 2010 aus. Für
sehr stromintensive Branchen wie beispiels-
weise die Aluminiumindustrie führt der jetzige
Satz von rund 0,4 bis 0,5 Cent pro Kilowatt-
stunde zu einer Kostenbelastung pro Arbeits-
platz von etwa 20.000 Euro. Das ist auf Dauer
mit diesem Standort nicht vereinbar.
Der vorliegende Gesetzentwurf wird wie folgt
bewertet: Wir begrüßen grundsätzlich die Ziel-
richtung, müssen aber feststellen, dass die
aufgeführten Regelungen in Einzelfragen nicht
ausreichend sind. Wir erwarten, dass nach der

schnellen Umsetzung des vorliegenden Ge-
setzentwurfs, hoffentlich  mit einigen verbes-
sernden Nuancen, einige Fragestellungen für
energieintensive Branchen, d.h. Branchen, die
in der Wertschöpfungskette eine Vielzahl von
Arbeitsplätzen am Standort sichern, im Rah-
men der großen EEG-Novelle aufgegriffen und
einer volkswirtschaftlich optimalen Lösung
zugeführt werden. Danke schön.“

Sv. Dr. Alfred Richmann (VIK): „Meine sehr
geehrten Damen und Herren, die Mitglieder
des VIK sind energie- und auch stromintensive
Unternehmen. Dies bedeutet allerdings nicht,
dass diese Unternehmen Energie verschwen-
den. Vielmehr zwingt die harte Wettbewerbs-
intensität auf dem Weltmarkt dazu, dass hier
die Kosten immer stark in den Griff genommen
werden müssen, um wettbewerbsfähig zu blei-
ben und die Standorte in Deutschland erhalten
zu können. Der spezifische Energieeinsatz ist
in vielen Branchen seit 1990 um mehr als 20 %
gesunken. Damit konnten die Unternehmen,
die bei uns Mitglied sind, ganz erheblich zum
Klimaschutz beitragen, Stichwort CO2. Sie
konnten das Wachstum ihrer Produktion vom
Ressourcenverbrauch ganz stark entkoppeln -
alles Ziele, die unter Umweltschutzgesichts-
punkten sehr positiv sind. Das hat sich nieder-
geschlagen in der sog. CO2-Selbstver-
pflichtung, die, verglichen mit dem europäi-
schen Umfeld, durchaus als vorbildlich be-
zeichnet werden kann. Z.Zt. besteht allerdings
die Gefahr, dass trotz dieser großen Erfolge
über das EEG und die dramatische Entwick-
lung - man kann ja immer vom Boomen der
Industrie dort sprechen - die Beihilfe- und die
Subventionslasten so drastisch steigen, dass
relativ kurzfristig sehr konkret in bestimmten
Unternehmen und Branchen Arbeitsplätze auf
dem Spiel stehen.
Der VIK steht der Stromerzeugung aus erneu-
erbaren Energien grundsätzlich positiv gegen-
über. Aus erneuerbaren Energiequellen kann
die Stromerzeugung durchaus einen sinnvollen
Beitrag leisten und sollte auch eine staatliche
Förderung erfahren, allerdings vorübergehend,
aber das ist ein Thema der weiterführenden
Novelle. Wir sind jedoch der Meinung, dass die
Belastung mittlerweile einen Stand erreicht hat,
der, wie gesagt, für einige Unternehmen und
Branchen existenzbedrohend sein wird. Wir
haben, ohne jetzt auf Details einzugehen, im-
mer darauf hingewiesen und es natürlich be-
grüßt, dass ein solcher Gesetzentwurf der
Härtefallregelung kommt und dass damit die
Notwendigkeit einer solchen Belastungsbe-
grenzung ausdrücklich anerkannt wird. Wir
sind allerdings der Meinung, dass das Ziel des
Gesetzentwurfs, nämlich stromintensive Un-
ternehmen tatsächlich zu entlasten, nur sehr
unzureichend erfüllt wird. Ich möchte hier noch
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nicht all diesen Details vorgreifen, das wird
sicherlich noch vertieft werden, nur die ganz
wesentlichen Ergebnisse:
Nach unserer Meinung trifft diese Regelung
eine viel zu geringe Anzahl von Unternehmen.
Viele stromintensive Unternehmen aus den
Bereichen Stahl, Chemie, Papier und Zement
erfüllen die genannten Schwellenwerte und
Kriterien überhaupt nicht und werden dadurch
weiterhin in ihrer Wettbewerbsfähigkeit stark
beeinträchtigt; das als erster und wichtigster
Punkt. Wir wünschen uns, dass auch die Er-
messensspielräume, die im Gesetzentwurf
enthalten sind, dringend beiseite gelegt wer-
den und man sich auf eine sehr konkrete For-
mulierung verständigt. Auch wünschen wir,
dass neben den energieintensiven Bereichen
aus dem produzierenden Gewerbe Unterneh-
men anderer Bereiche - es gibt ja noch den
Dienstleistungsbereich und auch den schie-
nengebundenen Verkehr - berücksichtigt wer-
den sollten. Zum Procedere schlagen wir vor,
eine verbesserte Härtefallregelung möglichst
schnell in Kraft zu setzen, möglichst rückwir-
kend zum 1.1.2003, und als einen ersten
Schritt zunächst die Unternehmen zu entlas-
ten, deren Existenz durch die ständig wach-
senden EEG-Mehrkosten dramatisch bedroht
ist. Dazu schlagen wir vor, in dieser Härtefall-
regelung einen Auftrag des Gesetzgebers an
sich zu verankern, nach dem Vorbild des
KWK-Gesetzes, unverzüglich eine notwendige
Erweiterung dieser Härtefallregelung vorzu-
nehmen, insbesondere für den Fall, dass der
vorliegende Gesetzentwurf sich nicht mehr
deutlich verändern sollte. So viel in aller Kürze
zur Einführung. Vielen Dank.“

Sv. Dr. Edmund Eggenberger (ZDH): „Sehr
geehrter Herr Vorsitzender, meine Damen und
Herren, der Zentralverband des Deutschen
Handwerks sieht den Markt für erneuerbare
Energien durchaus positiv. Insofern erscheinen
auch Subventionen gerechtfertigt, allerdings
nur, um hiermit einen Innovationswettbewerb
in Gang zu setzen. Eine Dauersubventionie-
rung lehnen wir ab, weil dadurch erhebliche
Verzerrungen hervorgerufen würden.
Die Grundkritik an dem vorliegenden Gesetz-
entwurf ist die Freistellung von Großkunden.
Irgend jemand muss das bezahlen, und das
sind natürlich die kleinen und mittleren Unter-
nehmen, auf die die Belastungen letztlich von
den Versorgungsunternehmen in Form einer
Mischkalkulation überwälzt wird. Nicht nur
Großunternehmen, sondern auch kleine und
mittlere Unternehmen leiden unter ausländi-
scher Konkurrenz, so dass die Begründung,
dass es zu Wettbewerbsverzerrungen kommt,
durchaus auch für andere Unternehmen ge-
rechtfertigt ist. Wir kritisieren insbesondere die
recht unklaren Rechtsbegriffe im Gesetzent-

wurf wie ‚erhebliche Beeinträchtigung der
Wettbewerbsfähigkeit des Unternehmens‘ oder
‚Interesse der Gesamtheit der Stromverbrau-
cher‘ - Begriffe, die einen erheblichen Ermes-
sensspielraum lassen. Wir kritisieren auch,
dass es sich um eine ‚Kann-Regelung‘ handelt
und dass das Verfahren sehr bürokratisch
ausgestaltet ist; der Aufwand für die erforderli-
chen Nachweise ist groß.
Also: insgesamt Kritik an dem Gesetzentwurf.
Besser, günstiger und wettbewerbspolitisch
weniger brisant wäre es, die gesamte gewerb-
liche Wirtschaft zu entlasten, auch zu Lasten
der privaten Stromverbraucher, denn dadurch
würden die Wettbewerbsfähigkeit der Wirt-
schaft insgesamt gestärkt und Wettbewerbs-
verzerrungen zwischen den einzelnen Wirt-
schaftsbereichen vermieden. Danke schön.“

Vorsitzender: „Herr Hillebrand ist leider noch
nicht eingetroffen. Ich werde dann allerdings
später, wenn er auf Fragen der Abgeordneten
antwortet, etwas großzügiger sein. Als erstes
beginnen wir nun mit der SPD-Fraktion die
Fragerunde der Berichterstatter.“

Abg. Marco Bülow (SPD): „Ich habe zwei kur-
ze Fragen. Zunächst eine Frage an den Ver-
treter des VIK zum Zeitablauf: Wir haben ja
vor, den Gesetzentwurf möglichst zügig zu
verabschieden. Was würde Ihrer Meinung
nach passieren, wenn wir das nicht vor der
Sommerpause hinkriegen?
Dann eine Frage an Herrn Prof. Leprich: Sie
haben ausgeführt, welche Auswirkungen es
hat, wenn die Härtefallregelung ausgeweitet
wird, und sind zu dem Schluss gekommen,
dass die jetzige Regelung zielgenau ist. Des-
halb auch hier noch einmal eine detaillierte
Nachfrage: Was geschieht, wenn die Regelung
so, wie sie jetzt ist, etwas aufgeweicht würde,
d.h. also mehr Unternehmen unter die Härte-
fallregelung fielen? Welche Auswirkungen
hätte das?“

Sv. Dr. Alfred Richmann (VIK): „Herr Bülow,
Sie fragten nach den Vorstellungen zum Zeit-
ablauf. Es wäre gut, wenn der Terminplan wie
vorgesehen eingehalten werden könnte. Man
weiß aus der Erfahrung natürlich auch, dass
sich das nicht immer einhalten lässt; ich denke
z.B. an die Umsetzung der EU-Richtlinie Gas
in deutsches Recht. Das hat zwei, drei Jahre
länger gedauert. Wegen dieser Erfahrung
möchte ich nur davor warnen. Das war viel-
leicht ein Extremfall, zugegeben, aber trotzdem
kann das passieren. Ich möchte noch einmal
betonen: Hier ist bei verschiedenen Branchen
und Unternehmen schlicht Feuer unter dem
Dach. Es macht keinen Sinn, mit einem ausrü-
ckenden Brandzug ein Feuer zu löschen und
nicht zu sehen, dass bei den anderen Dächern
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auch Schwelbrände vorhanden sind, die viel-
leicht noch nicht ganz so stark durch‘s Dach
schlagen. Insofern wäre unser Vorschlag:
Wenn man hier noch Verbesserungsvorschlä-
ge einbringen könnte, könnte man das Feuer
sicher schnell und auch gut löschen. Nur darf
dann nicht der Schlauch eingerollt werden,
sondern es müssen Verbesserungsvorschläge
dann auch unmittelbar in die nächste Novelle
einbezogen werden. Das alles muss man absi-
chern, und deshalb unser Wunsch, analog zum
KWK-Vorschaltgesetz, bei dem das geschehen
ist, zu sagen: Wir machen ein Vorschaltgesetz
und schließen unmittelbar die Novelle zum
EEG-Gesetz an, um den Übergang nahtlos
hinzubekommen. Denn wer weiß schon, durch
was das alles verzögert werden kann. Unser
Petitum ist: Schnell, Eile tut Not.“

Sv. Prof. Dr. Uwe Leprich: „Wir haben einmal
durchgerechnet, welche Auswirkungen es
hätte, falls die Regelungen im EEG genauso
lauten würden wie im KWK-Gesetz; Sie finden
das auf S. 3 meiner Stellungnahme. Da sehen
Sie, dass bei den öffentlichen Einrichtungen
die Abwälzungen von heute etwa 127 Mio.
Euro auf etwa 200 Mio. Euro steigen würden.
Was relativ dramatisch wäre: Im Bereich Ge-
werbe würden sie von 385 Mio. Euro heute auf
über 620 Mio. Euro steigen. D.h. da hätten wir
den größten Umverteilungseffekt, und das
wären doch ganz enorme Belastungen, die auf
diese Gruppen zukämen.“

Abg. Doris Meyer (CDU/CSU): „Herr Prof.
Leprich hat vorhin in seinem Statement festge-
stellt, es handele sich um eine echte Härtefall-
regelung für die stromintensive Industrie, um
deren internationale Wettbewerbsfähigkeit zu
erhalten. Jetzt habe ich an Herrn Dr. Richmann
vom VIK die Frage: Ist zu befürchten, dass
brancheninterne Wettbewerbsverzerrungen
entstehen, wenn diese Schwellenwerte beste-
hen bleiben? In welchen Branchen und in wel-
chem Umfang könnte dies der Fall sein?
Die zweite Frage: Welche Probleme sehen Sie
bei der Umsetzung des § 11a Absatz 3 des
Gesetzentwurfes im Hinblick auf den Begriff
‚eine Abnahmestelle‘?“

Sv. Dr. Alfred Richmann (VIK): „Zur Frage
Wettbewerbsverzerrungen innerhalb der Bran-
chen und um welche Branchen es sich han-
delt: Es wurden vorhin schon die Branchen
NE-Metalle, Stahl, Chemie, Papier, Zement
erwähnt. Das sind die Branchen, innerhalb
derer es durchaus zu Wettbewerbsverzerrun-
gen kommen kann. Warum? Wenn man die
Kriterien, wie sie im Gesetzentwurf stehen, 100
Gigawattstunden (GWh) und 20 %, akzeptie-
ren würde, bedeutete dies, dass einige der
genannten Branchen vermutlich gar nicht er-

fasst würden. In der Branche NE-Metalle wä-
ren es vielleicht einige wenige Unternehmen.
Das würde bedeuten, dass beispielsweise
mehr mittelständisch orientierte kleinere Un-
ternehmen, die vielleicht gerade über der 100-
Gigawattstunden-Grenze lägen, für die 100
GWh den vollen Satz zahlen müssten und nur
für das, was darüber liegt, nicht. D.h. nimmt
man 110 Gigawattstunden an, hätten sie für
ganze 10 % die Ermäßigung. Unternehmen mit
500 Gigawattstunden hätten natürlich eine
ganz andere Relation. Und bei den Produkten,
die dort erzeugt werden, bei denen ihnen als
Preisnehmer das Weltmarktpreisniveau vorge-
geben ist, sind sie dann schlicht in einer unter-
schiedlichen Kostensituation. Das ist das Eine.
Verstärkend wirkt, was Sie in der zweiten Fra-
ge angesprochen haben, die Anlagenbezo-
genheit. In dem Gesetzestext wird von einer
Abnahmestelle gesprochen. Stellt man sich
vor, dass sich beispielsweise ein Unternehmen
nur an einem Standort befindet, dort eine Ab-
nahmestelle hat und diese Kriterien dort erfüllt,
dann wäre das sozusagen unser regelkonfor-
mer Fall. Wenn ein Unternehmen aber anders
konstruiert ist - es z.B. bei gleicher Größen-
ordnung bundesweit gesehen mehrere Stand-
orte und damit mehrere Abnahmestellen hat,
ansonsten aber völlig identisch ist -, unterläge
es nicht dieser Regelung. Das würde also be-
deuten, dass sozusagen die interne Struktur -
wie auch immer sie entstanden ist - zum Wett-
bewerbshindernis wird. Wie wollen Sie das in
den Griff bekommen? D.h. innerhalb dieser
Branche würden Wettbewerbsverzerrungen
entstehen.
Deshalb unser Vorschlag hier: Behandeln wir
doch jedes Unternehmen als eine Abnahme-
stelle; dann hätten wir zumindest dieses Prob-
lem nicht mehr.
Das andere Problem bekommen Sie dadurch
weg, dass Sie die Schwellenwerte von 100
GWh und 20 % schlicht reduzieren, und zwar
in Richtung auf die Werte - so unser Vorschlag
-, die im KWK-Gesetz stehen. Uns wäre schon
sehr stark geholfen, wenn wir bei zehn Giga-
wattstunden und bei 5 % landen würden; das
würde die Sache ganz erheblich vereinfachen.
Sie müssen auch folgendes bedenken: Das
Thema EEG wird immer wieder als Boom und
damit als großer energiewirtschaftlicher Erfolg
dargestellt. Boom  heißt aber auch, dass die
Zusatzbelastungen weiterhin stark steigen
werden. Mit den Offshore-Windparks geht es ja
erst los. Und das bedeutet, dass innerhalb
dieser Grenze von 100 Gigawattstunden die
Belastung pro Kilowattstunde ja auch weiter
steigen wird; ich sage das ganz leiden-
schaftslos. D.h. also, auch mit dieser Limitie-
rung findet trotzdem ein Anstieg der Kosten
statt; das muss man sehen. Insofern bitte ich
darum, den Begriff ‚Abnahmestelle‘ in der vor-
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geschlagenen Weise aus dem Gesetz heraus-
zunehmen. Damit zusammenhängend gilt dies
auch für die Formulierung ‚selbständige Teile
des Unternehmens‘. Das ist aber vielleicht ein
weiteres Problem, zu dem man ähnliche Ü-
berlegungen anstellen müsste. - Vielen Dank.“

Vorsitzender: „Vielen Dank, Herr Richmann. -
Zu unserer großen Freude hat es Herr Hille-
brand geschafft, noch nach Berlin zu kommen.
Wir haben zwar die Runde der Statements
abgeschlossen, aber ich sehe Zustimmung
dafür, Herrn Hillebrand das Wort für sein Sta-
tement erteilen.“

Sv. Bernhard Hillebrand: „Vielen Dank, Herr
Vorsitzender, meine Damen und Herren. Ich
will versuchen, mich kurz zu fassen. Das Erste:
Eine Sonderregelung für Stromintensive ist
natürlich notwendig, und zwar nicht nur wegen
der Regelungen im EEG, sondern weil in den
letzten Jahren zahlreiche Zusatzbelastungen
auf die Stromintensiven niedergeprasselt sind -
Stichwort EEG, Ökosteuergesetz - und zu al-
lem Bedauern auch ein nicht so intensiver
Wettbewerb im Vergleich zu dem Wettbewerb,
den man sich vorstellen könnte. D.h. in diesem
Kontext ist - das ist meine erste wichtige Fest-
stellung - die Sonderregelung für Energieinten-
sive eigentlich nur eine Maßnahme. Ihr werden
andere Maßnahmen folgen müssen, einmal im
Rahmen der EEG-Regelung selbst, zum ande-
ren auch im Rahmen anderer umwelt- und
energiepolitischer Gesetze.
Das zweite Problem, das ich sehe: Eine EEG-
Regelung kann natürlich versuchen, die ent-
sprechenden Zuschläge für stromintensive
Sektoren festzuschreiben. Im Gegensatz zu
einer Ökosteuer gibt es jedoch keinen festen
Vergütungssatz für den an den Verbraucher zu
zahlenden EEG-Anteil. Das heißt, dieser EEG-
Anteil ist im Rahmen des Wettbewerbs ge-
staltbar. Auch wenn Sie in der Sonderregelung
eine bestimmte Vergütung für EEG-Strom
festschreiben, garantiert Ihnen keiner, dass
Ihnen der Wettbewerb am Markt keinen Strich
durch die Rechnung macht. Sie können also
nicht sicher sein, dass diese Entlastungen bei
Stromintensiven auch tatsächlich ankommen.
Drittes Problem: Die Belastungen durch das
EEG werden, wenn wir diese Regelung beibe-
halten, in den nächsten Jahren deutlich anstei-
gen. Wir haben im Jahr 2000 rund 1 Mrd. Euro
Einspeisevergütung gehabt, haben gegenwär-
tig schon knapp 3 Mrd. Euro und werden,
wenn alles so weitergeht, sicherlich bei 6 bis 7
Mrd. Euro landen. Dann entsteht neben diesen
Sonderregelungen ein erhebliches Vertei-
lungsproblem. Um das zu verdeutlichen: Wenn
Sie die entsprechenden Einspeisevergütungen
nur auf die Haushalte umlegen würden, dann
wäre diese Belastung schon heute höher als

die Ökosteuer. Das heißt, auch unter diesem
Aspekt ist der zusätzlichen Belastung eine
Grenze gezogen.
Das letzte Problem, auf das ich nachdrücklich
aufmerksam machen möchte, ist die Proble-
matik der Abstimmung der einzelnen Gesetze
untereinander. Ich habe am Anfang gesagt, es
gibt nicht nur das EEG, sondern auch andere
Gesetze, die höhere Strompreise induzieren,
und dazu gehört der gesamte ökologische und
ökonomische Rahmen. Insbesondere, denke
ich, ist es dringend notwendig, diese Regelung
in das Gesamtsystem der energie- und um-
weltpolitischen Rahmen und Gesetze einzu-
binden, und zwar möglichst konsistent. Wir
reden gegenwärtig sehr intensiv über Kon-
zepte des Emissionshandels und darüber, wie
der Emissionshandel ausgestaltet werden
sollte. Ich könnte das ganz lapidar formulieren
und sagen: Vergessen Sie das EEG, lassen
Sie den Emissionshandel gelten, der macht
das schon. Das Problem ist nur: Sie müssen
dann möglicherweise damit rechnen, dass
Ihnen der Markt vorrechnet, dass diese EEG-
Förderung nicht wirtschaftlich ist. Deswegen ist
das Problem der Abstimmung auf die einzel-
nen Instrumente auch eine Gesamtsicht der
Dinge. Ich will in diesem Zusammenhang nur
zwei Zahlen nennen: Wenn Sie die gegenwär-
tigen EEG-Zahlungen zusammenzählen, die
im Rahmen der Einspeisevergütung für Wind-
energie gezahlt werden, dann kommt man auf
etwa 1,5 Mrd. Euro. Bei den gegenwärtigen
Einspeisungen von 15 Terawattstunden und
einem Wirkungsgrad der deutschen Kraftwerke
macht das etwa 100 Euro pro Tonne CO2-
Vermeidung aus. In einem Emissionshandel
kann es durchaus sein, dass solche Preise in
der Spitze erreicht werden, aber gegenwärtig
rechnen wir mit deutlich niedrigeren Preisen.
Man muss dann in der Tat sehen, dass der
Markt kurzfristig andere Preissignale setzt.
Einschränkend will ich jedoch hinzufügen, und
das ist sehr wichtig, dass der Markt nicht alles
und vor allem nicht alles langfristig weiß. Des-
wegen sind durchaus staatliche Rahmenbe-
dingungen für eine Energie- und Umweltpolitik
zugunsten einer Stärkung der regenerativen
Energiequellen notwendig. Dabei muss man
aber berücksichtigen, dass man diese Instru-
mente konsistent aufeinander abstimmt und
insofern möglicherweise vor der Notwendigkeit
steht, das EEG in einer späteren Runde noch
einmal zu novellieren. Danke schön.“

Vorsitzender: „Vielen Dank, Herr Hillebrand. -
Das Fragerecht geht jetzt an die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN; Frau Hustedt
bitte.“

Abg. Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): „In dieser Anhörung geht ja eigent-
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lich nicht um das gesamte EEG, sondern wir
wollten uns auf die Härtefallregelung konzent-
rieren; das werde ich mit meinen Fragen auch
tun.
Meine erste Frage geht an Herrn Lackmann.
Herr Richmann und Herr Hillebrand haben
gesagt, wir erwarten einen Boom. Beide haben
die These aufgestellt, dies bedeute, dass auch
die Kosten analog zu der positiven Weiterent-
wicklung der erneuerbaren Energien unbe-
grenzt steigen werden. Können Sie anhand der
Ihnen vorliegenden Daten eine Aussage tref-
fen, wie sich die Gesamtstromkosten bei posi-
tiver Entwicklung der erneuerbaren Energien
entwickeln werden?
Meine zweite Frage geht an Herrn Professor
Leprich. Vor dem Hintergrund explodierender
Gewinne schon im zweiten Jahr der EVU’s -
vor allen Dingen verursacht im Kerngeschäft,
die aktuellen Zahlen liegen ja wieder auf dem
Tisch - frage ich Sie: Für die stromintensiven
Industrien kommt es ja auf die Gesamtkosten
an, die sie für Energie bereitstellen müssen.
Wie ist das Verhältnis Belastung durch das
EEG auf der einen und nachlassende Wettbe-
werbsintensität auf der anderen Seite aus Ihrer
Sicht?“

Sv. Johannes Lackmann (BEE): „In der Tat
hat das EEG einen Boom ausgelöst, und es
gibt stark steigende Umsatzvolumina. Dieses
Faktum wird oft sehr einseitig hervorgekehrt,
und es wird nicht ein anderes Moment des
Gesetzes hervorgekehrt, nämlich die degressi-
ve Ausgestaltung der Vergütungen sowie der
Verzicht auf Inflationsanpassung. Beides zu-
sammen führt zu erheblicher Degression im
Vergütungsverlauf. Das wurde heute über-
haupt noch nicht betont. Wenn man das einmal
anwendet, dann weiß man, dass die Kosten-
schere eben nicht divergiert, sondern konver-
giert. Wir haben das natürlich auch einmal
nachgerechnet.
Zunächst einmal eine Anmerkung. Ich habe
hier eben wörtlich gehört: Wenn man die Ein-
speisevergütung auf die Haushalte umlegt,
dann entsteht die und die Belastung. Ich bitte
Sie: Wenn man die Kohleverstromung auf die
Haushalte umlegt, dann entsteht eine Belas-
tung - eine solche These hat ja noch niemand
irgendwann einmal hervorgeholt. Wie kann
man ein Umsatzvolumen als Belastung definie-
ren? Das hat leider der VdEW zu Beginn des
EEG einmal eingeführt, und dieser Unsinn hat
sich bis zum heutigen Tage bis hier in den
Raum hinein erhalten. Das ist wirklich äußerst
bedenklich. Ich möchte Sie zunächst einmal
bitten, Belastung als Differenzkosten pro Kilo-
wattstunde mal Menge zu sehen; das kann
man dann als Belastung ansehen. Und wenn
man das tut, dann weiß man, dass diese Diffe-
renzkosten immer geringer werden. Wir haben

das in verschiedenen Varianten ausgerechnet
und haben bei Erfüllung der EEG-Ziele, d.h.
bei weiter wachsenden Mengen, also bei
12,5 % erneuerbarem Strom im Jahr 2010 und
auch dann darüber hinaus bei weiter wach-
senden Mengen, diese Kosten aufsummiert.
Rechnet man dies dann gegen Börsenpreise,
die nun wahrlich nicht volle Erzeugungskosten
widerspiegeln, dann werden wir im Jahre 2006
bis 2007 etwa ein Maximum an Mehrkosten
durchlaufen. Das wird etwa bei 2,1 Mrd. Euro
liegen. Wenn man es realistischerweise gegen
volle Erzeugungskosten rechnet - d.h. nicht
gegen subventionierte Erzeugungskosten im
Kohlebereich - und wenn man fairerweise auch
die Stromsteuer abzieht, die ja bei den Erneu-
erbaren Energien sachfremd ist, weil die ja
nicht dieses Maß an externen Kosten beinhal-
ten, kommen wir auf einen maximalen Mehr-
kostenbereich von etwa 700 Mio. Euro. Im
Jahre 2003 haben wir die noch nicht ganz
erreicht, d.h. es gibt noch ein leichtes Wachs-
tum bis zum Jahre 2006. Dann haben wir aber
schon wieder fallende Tendenzen. D.h. diese
ganze Dramatik ständig weiter wachsender
EEG-Kosten, die hier am Horizont aufgezeigt
wird, ist sachlich falsch, und es kann logisch
aus dem EEG herausgelesen werden, dass
das so nicht zutrifft. Legt man das auf die Um-
lage um, die auf die einzelnen Kunden zu-
kommt, betrüge beim Bezug auf Vollkosten die
maximale Umlage etwa 0,32 Cent und beim
Bezug auf die Börsenpreise 0,45 Cent pro
Kilowattstunde. Dies als Maximum, und da-
nach wird es wieder heruntergehen.“

Sv. Prof. Dr. Uwe Leprich: „Ich hatte vorhin
schon angedeutet, dass etwa drei Viertel des
Industriestrompreises von der Strombeschaf-
fung und Netznutzungsentgelten herrührt.
Sämtliche mir bekannten Studien gehen davon
aus, dass die Netznutzungsentgelte in
Deutschland eine Menge Luft enthalten. Des-
wegen hatten wir 0,5 Cent pro Kilowattstunde
an möglichen Einsparungen in dem Bereich als
realistische Größenordnung angenommen.
Dem gegenüberzustellen ist die heutige Be-
lastung von durchschnittlich 0,34 Cent pro
Kilowattstunde für die Industrie; d.h. da haben
wir die gleiche Größenordnung.
Im Bereich der Strombeschaffung ist es etwas
schwieriger. Wir wissen, die Börsenpreise
sowohl für base load wie für peak load gehen
nach oben. Das könnte vermutlich durchaus
anders sein, wenn die Börsen mehr Teilneh-
mer hätten, wenn sie liquider wären, und wenn
wir im Bereich der Stromerzeugung mehr
Wettbewerb hätten. Hier eine Größenordnung
zu nennen, ist relativ schwierig. Ich würde mich
auf die Netznutzungsentgelte konzentrieren
und sehe da durchaus einen Spielraum in der
genannten Größenordnung.“
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Abg. Birgit Homburger (FDP): „Meine erste
Frage geht an den IG BCE. Herr Professor
Leprich hat in seinem Statement deutlich ge-
macht, dass es bei den Stromkosten eine
Kostensenkung durch die Liberalisierung des
Marktes gegeben hat und eine geringfügige
Verteuerung durch andere Maßnahmen wie
z.B. das EEG. Nun hatten Sie in Ihrem State-
ment noch einmal darauf hingewiesen, dass es
hier eine Kostenbelastung pro Arbeitsplatz in
bestimmten Branchen gibt, die mit dem Stand-
ort an sich nicht vereinbar ist. Deswegen wür-
de ich gerne von Ihnen hören, wie Sie die Aus-
sagen von Herrn Professor Leprich werten; ich
sage einmal Kostenentlastung durch die Libe-
ralisierung im Vergleich zur Kostenbelastung
durch andere Maßnahmen.
Die zweite Frage geht an den VIK. Sie hatten
ausgeführt, dass Sie eine zusätzliche Belas-
tung der mittleren Unternehmen - insbesonde-
re derer, die unter diesem Grenzwert liegen -
befürchten. Tatsache ist, dass an der einen
Stelle entlastet wird, die Kosten aber auf den
kompletten Rest der Stromverbraucher umge-
legt werden. D.h. also, es wird ja nicht einfach
nicht erhoben. Deswegen würde mich interes-
sieren, wie hoch Sie die Belastung durch die-
ses Umlegen gerade für die mittleren Unter-
nehmen, die sich im Grenzbereich befinden,
einschätzen.“

Sv. Franz-Gerd Hörnschemeyer (IG BCE):
„Bei Kostensenkungen im Durchschnitt muss
man sich immer fragen: Was wird da gerade
betrachtet? Sicherlich ist richtig, dass der
Strom durch die Liberalisierung im Durch-
schnitt für industrielle Abnehmer billiger ge-
worden ist. Das ist statistisch auch nachgewie-
sen, und ich glaube, das kann man im Ernst
auch gar nicht bestreiten. Wir halten das im
Übrigen für einen der wenigen positiven Um-
stände, die durch die Liberalisierung und die
Deregulierung objektiv eingetreten sind.
Das zweite ist: Wenn wir über Industrie reden,
gibt es ‚von bis‘. D.h. z.B., es gibt Industrie-
kunden, die vielleicht 1 MW abnehmen, teil-
weise nur bis zu 2.000 Stunden im Jahr, und
es gibt industrielle Kunden, die dreistellige
MW-Abnahmen haben, mit echter Grundlast,
nämlich mit 8.000 Stunden über das Höchst-
spannungsnetz. Betrachten wir diese wieder-
um, und das geht so aus der Statistik aus be-
stimmten Gründen - Wettbewerbsnachteile,
Betriebsgeheimnisse - nicht ganz eindeutig
hervor, so können wir feststellen, dass sich für
diese besondere Gruppe - das ist eben die
Grundstoffindustrie, Chlor, Aluminium etc. - der
industrielle Strompreis durch die Liberalisie-
rung nicht weiter verbilligt hat. Vielmehr sind
auf diese Industrie echte Zusatzbelastungen
zugekommen. Das hat mit Industriepolitik auch

im Rahmen des geschlossenen Versorgungs-
gebietes zu tun gehabt.“

Sv. Dr. Alfred Richmann (VIK): „Sie haben
nach der internen Diskriminierung, Wettbe-
werbsverzerrung innerhalb einer Branche,
sozusagen zwischen Mittelstand und den
Großunternehmen gefragt. Käme die Regelung
so, wie wir sie jetzt haben, mit 100 Gigawatt-
stunden und 20 % durch, so wäre eine Hand-
voll Unternehmen davon betroffen. Das hieße
also, für sie findet eine Entlastung statt. Wir
halten das auch für sinnvoll, dass entlastet
wird. Aber: Das, was sozusagen umgelegt
werden müsste, ist, weil es über eine ver-
gleichsweise große, breite Basis gestreut wür-
de, relativ gering. Es müsste ein Optimum
gefunden werden. Würden die Grenzen ge-
senkt, würde mehr umgelegt. Gleichzeitig
müssten aber die Grenzen für den Mittelstand
gesenkt werden. Dadurch käme er in eine
bessere Position. Das muss ja sozusagen als
interdependentes System betrachtet werden.
Quantifizieren ist insofern etwas schwierig, als
wir natürlich auch keine genaue Statistik für
jedes einzelne Unternehmen haben; eine sol-
che bekommen wir auch von unseren Mitglie-
dern nicht. Ich wollte nur einmal generell auf
dieses Problem aufmerksam machen. Und
noch eines: Wenn es hier ‚Wettbewerbsverzer-
rungen‘ heißt, dann darf das - ich sage das als
Ökonom - nicht an Größen wie „Anteil der
Stromkosten“ allein festmachen. Das eine
Existenzbedrohung aufzeigende Kriterium ist
die Umsatzrendite oder Eigenkapitalrendite,
und die liegt in Deutschland ziemlich niedrig,
überall in der Wirtschaft. Daran muss man das
messen und nicht sagen, wir haben hier einen
Anteil der Kosten von 10 oder 20 %. Das ist
zwar ein erstes Indiz, aber nicht das allein
ausschlaggebende. Die Wettbewerbsfähigkeit -
ein ganz wichtiges Stichwort in dem Gesetz -
und damit auch die Existenzfähigkeit hängt an
solchen wie den von mir genannten betriebs-
wirtschaftlichen Kriterien wie Umsatzrendite,
Eigenkapitalrendite. Diese rechnet sich nach
ganz wenigen Prozentpunkten, und sie sind
z.Zt. besonders niedrig, bei niedrigem Wirt-
schaftswachstum und hoher Wettbewerbsin-
tensität auf den Weltmärkten. Und dort sind
unsere Mitglieder tätig. Es tut mir leid, dass ich
keine ganz konkreten Zahlen nennen kann; ich
wollte nur das System, die Zusammenhänge
aufzeigen.“

Vorsitzender: „Damit ist die Fragerunde der
Berichterstatter beendet. Wir können in die
offene Fragerunde eintreten. Als erster hat sich
Herr Dr. Paziorek gemeldet, anschließend Herr
Hempelmann und Frau Hustedt.“
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Abg. Dr. Peter Paziorek (CDU/CSU): „Ich
richte meine Frage an Herrn Hillebrand und
Herrn Prof. Leprich. Wir haben vorhin über die
Frage der Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft
an sich diskutiert. Mich interessiert jetzt noch
einmal die Frage nach den Verschiebungen
innerhalb der einzelnen Sektoren. Können Sie
sich vorstellen, dass diese Belastungsgrenze,
wie sie jetzt definiert ist, sachlich und damit
evtl. auch rechtlich nicht gerechtfertigt ist? Ist
diese Grenze evtl. willkürlich? Führt diese
Grenze z.B. innerhalb der Zement-, der Alu-,
der Stahl-Industrie zu unterschiedlichen Wett-
bewerbsvor- und -nachteilen, die letztlich rein
willkürlich sind? Sehen Sie eine Gefahr auch
darin, dass hier ein unbestimmter Ermes-
sensbegriff, nämlich die internationale Wett-
bewerbsfähigkeit, genannt ist?“

Sv. Prof. Dr. Uwe Leprich: „Uns standen keine
Daten für die Aufteilung der Stromkosten in-
nerhalb einzelner Branchen zur Verfügung,
deshalb können wir keine Aussage dazu ma-
chen. Wir haben nur die Durchschnittswerte
vom Bundesamt erhalten, aber keine Einzel-
werte innerhalb der Branchen.“

Sv. Bernhard Hillebrand: „Ich denke, es ist
nicht nur eine Frage nach den Anteilen. Es
geht auch um Sektoren. Und die Zementin-
dustrie nimmt es mir nicht übel, dass ich sie
anders beurteile als die Aluminiumindustrie,
auch wenn Sie aus Beckum kommen und das
sicher anders sehen. Ich will damit nur sagen:
Die absolute oder relative Höhe der Strom-
kostenbelastung ist nur ein Indikator. Es kann
also stromextensive Sektoren wie z.B. den
Straßenfahrzeugbau geben, der durch eine
höhere Kostenbelastung über das EEG in der
internationalen Wettbewerbsfähigkeit ähnlich
stark oder sogar stärker belastet wird. Sie ha-
ben zwei Kategorien: Das eine sind die Strom-
kosten, das andere ist der Grad der internatio-
nalen Wettbewerbsfähigkeit auf dem Markt.
Insofern würde ich Ihnen schon Recht geben,
dass man in der Tat sehen muss, ob dieses
Festmachen an einer bestimmten Kilowatt-
stundenzahl der angemessene Indikator ist.
Ich erinnere mich an eine ähnliche Diskussion
im Rahmen der Ökosteuergesetzgebung. Man
ist zwar davon abgegangen, den Anteil der
Energiekosten an den Produktionskosten zu
messen, weil das möglicherweise nicht den
richtigen Indikator für diese Wettbewerbsef-
fekte gibt. Wie Sie wissen, gibt es gegenwärtig
Verfassungsbeschwerden gegen die Ökosteu-
erregelungen genau mit dem Argument, dass
dort Wettbewerbseffekte auftreten, die man
eigentlich nicht gewollt hat. Deswegen ist
durchaus die Frage, ob das nicht auch bei
einer solchen Regelung zu erwarten ist.

Ich darf aber noch einmal auf Folgendes hin-
weisen, auch wenn das vielleicht eine Vor-
schau auf bestimmte zukünftige Entwicklungen
ist: Das, was wir heute diskutieren, ist aus
einer Problemlage entstanden, die wir mit Si-
cherheit, als das EEG in Kraft gesetzt wurde,
nicht in dieser Dramatik gesehen haben. Des-
wegen wird es jetzt korrigiert. Möglicherweise
ist dies nicht der einzige Korrekturbedarf, son-
dern es sind mehrere Korrekturen notwendig.“

Vorsitzender: „Als nächster hatte sich Herr
Hempelmann gemeldet; weiter stehen Frau
Hustedt, Frau Homburger, Herr Schultz und
Frau Köhler auf meiner Liste.“

Abg. Rolf Hempelmann (SPD): „Meine Frage
bezieht sich noch einmal auf die Schwellen-
werte, also die 100 Gigawattstunden, insbe-
sondere aber auch auf die 20 % von der Brut-
towertschöpfung. Hier wurde eben vom ZDH
eine ganz andere Position bezogen als von
Herrn Prof. Leprich. Deshalb an beide noch
einmal die Frage: Wo könnte eine sinnvolle
Kompromissformel liegen? Wo könnten
Schwellenwerte liegen, die einerseits das Ziel
einer echten Härtefallregelung erfüllen und
andererseits den Versuch unternehmen, mög-
liche brancheninterne Wettbewerbsverzerrun-
gen auf ein Mindestmaß zu reduzieren? Das,
was vom ZDH gesagt wurde, komplette Umla-
ge, so dass die Belastung letztlich nur beim
Privatverbraucher landet, ist sicherlich etwas,
was wegen der Höhe der entsprechenden
Beträge von uns kaum befürwortet werden
kann. Deshalb die Frage nach einer Kompro-
missformel.“

Sv. Dr. Edmund Eggenberger (ZDH): „Bei uns
gibt es keine exakten Werte, wie die einzelnen
Handwerkszweige belastet sind. Es gibt si-
cherlich einige, wie Galvaniseure, die einen
größeren Stromverbrauch haben, oder auch
Bäcker. Es sind auch erhebliche Einsparungs-
effekte erzielt worden, so dass der Verbrauch
im Handwerk immer wieder zurückgegangen
ist. Mit ganz exakten Zahlen kann ich leider
nicht aufwarten.“

Sv. Prof. Dr. Uwe Leprich: „Ich hatte ange-
deutet: Uns lagen keine Daten für die bran-
cheninterne Aufteilung der Stromkosten vor.
Selbst Dr. Richmann sagte, dass er über sol-
che Daten im Detail nicht verfügt. Insofern
kann man dazu keine Aussage machen. Ich
denke aber nicht, dass innerhalb der Branchen
mit einem weiten Auseinanderklaffen zu rech-
nen ist. Wenn ich einen Wert von 15 % Strom-
kosten als Schnitt für eine Branche habe,
glaube ich nicht, dass es dramatische Abwei-
chungen gibt. Das ist das eine. Ein Schwel-
lenwert, der Sinn macht, müsste m.E. immer
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oberhalb des Wertes einer Branche liegen. Wir
hatten aufgezeigt, dass die stromintensivste
Branche 16,7 % Anteil Stromkosten an der
Wertschöpfung hat. Wenn ich nicht eine ganze
Branche ausnehmen will, sondern eine wirkli-
che Härtefallregelung machen will, muss ich
den Schwellenwert immer jenseits dieses
Branchenwertes legen.“

Abg. Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): „Herr Richmann, teilen Sie die
Position von Herrn Prof. Dr. Leprich, dass sich
durch Liberalisierung und intensiveren Wett-
bewerb noch große Spielräume zu Kostensen-
kungen für die gesamte Industrie ergeben
könnten, gerade bei den Netzdurchleitungsge-
bühren?
Die zweite Frage richte ich an die IG BCE: Wir
hatten den DGB eingeladen und Sie sind quasi
auch die Vertretung der IG Metall, davon gehe
ich jetzt einmal aus. Haben Sie Zahlen, wie-
viele Arbeitsplätze, die durch das EEG gerade
auch in diesen Bereichen geschaffen wurden,
in Frage gestellt werden, wenn man das EEG
stark einschränken würde?“

Sv. Dr. Alfred Richmann (VIK): „Vielen Dank
für die Frage zum Thema Wettbewerb im
Strombereich. Sie wissen alle, dass wir bei den
Verhandlungen zur Verbände-Vereinbarung
Strom und Gas dabei sind. Die Verbände-
Verhandlungen Strom gehen weiter. Wir haben
natürlich die Hoffnung, dass es da zu Preis-
senkungen kommt. Nur: Die großen Preissen-
kungen für das Produkt Strom liegen hinter
uns. Die hat es in den letzten Jahren gegeben,
aber mittlerweile kaufen unsere Mitglieder
wieder zu steigenden Preisen ein, die fast das
Niveau vor der Liberalisierung wieder erreicht
haben, netto sozusagen, also ohne Betrach-
tung der staatlichen Lasten wie KWK, Öko-
steuer oder EEG. Das hat verschiedene Grün-
de. Als Stichwort nenne ich nur: Konzentration.
Das betrifft das Produkt Strom. Damit ist noch
nichts zum Thema Netzpreise gesagt. Was die
Netzpreise anbelangt, gibt es ja nun Gott sei
Dank ein Vergleichsmarktkonzept und auch
eine Preisanalyse, die der VDN herausgibt und
die wir intensiv analysieren. Von der neuesten
Entwicklung kann ich Ihnen berichten: Wir
stellen fest, dass die Netzpreise gerade im
Hochspannungsbereich gestiegen sind. Stich-
wort Regelenergie. Die hat sich im Preis inner-
halb weniger Monate schlicht verdoppelt. Die-
ses Stichwort Regelenergie ist nicht aus der
Luft gegriffen, sondern hat viel mit dem EEG
zu tun. Dazu können wir später etwas ausfüh-
ren, wenn Sie möchten. Aber nicht nur damit
hat es zu tun, sondern auch damit, dass es nur
relativ wenige Anbieter auf dem Markt gibt.
Dann muss man sehen, dass diese Preiserhö-
hungen von der Hochspannungsebene sich

demnächst durch alle Netzebenen durchziehen
werden. Wir haben ganz leichte Netzpreissen-
kungen im Mittelspannungs- und Niederspan-
nungsbereich zu verzeichnen, aber ich ver-
mute, das wird nicht von langer Dauer sein,
sondern ins Gegenteil umschlagen. Die hoff-
nungsvolle Prognose von Herrn Prof. Leprich
kann ich also leider nicht teilen. Wir sind heftig
bemüht, Wettbewerb herzustellen in einem
Restmonopol, was Netz genannt wird. Das
wird nicht ganz einfach sein. Insofern werden
wir das auch mit einer Verbände-Vereinbarung
nicht leicht erreichen.
Noch einmal: Die Prognose wird nicht positiv
sein. Sie werden nicht die Spielräume schaf-
fen, um z.B. die steigenden Lasten des EEG
damit aufzufangen. Das wird nicht funktionie-
ren.“

Sv. Franz-Gerd Hörnschemeyer (IG BCE):
„Dass wir jetzt hier über diese Härtefallrege-
lung diskutieren, ist sicher auch dem Umstand
zu schulden, dass die IG Metall insbesondere
in Nordrhein-Westfalen und die IG BCE über
ihre Wege den Dialog mit den entsprechenden
Stellen gesucht haben, um jetzt schnellstmög-
lich für stromintensive Bereiche eine Regelung
hinzubekommen, die letztendlich den Standort
sichert und damit auch die Arbeitsplätze. Inso-
weit gibt es da überhaupt keine Unterschiede
in der Wahrnehmung. Ich glaube, die Zahl der
betroffenen Arbeitsplätze muss man mittel-
und langfristig so beurteilen: Können die Un-
ternehmen, die zunehmend im europäischen
oder internationalen Wettbewerb stehen, die
teilweise internationale Aktionäre haben, hier
ihren Standort so darstellen, dass der im inter-
nationalen Markt wettbewerbsfähig ist? Wir
reden hier über die Wertschöpfungsketten
gerechnet, im Bereich der energieintensiven
Industrien, die besonders stromintensiv produ-
zieren, über einige 10.000 Arbeitsplätze allein
im Organisationsbereich der IG BCE. Zum
Thema arbeitsmarktpolitische Effekte EEG gibt
es mittlerweile zwei oder drei neuere Studien
sehr renommierter Institute, die incl. vor- und
nachgelagerter Effekte, die berechnet sind für
die Zeit um die Jahre 2010, 2020, erhebliche
positive Arbeitsmarkteffekte ausweisen. Direkt
ermittelte Zahlen hat die IG BCE selbst nicht.
Wir haben noch einmal zurückgeschaut. Es
gab eine etwas ältere vergleichende Untersu-
chung des Forums für Zukunftsenergien, die
eine erhebliche Streuung bei den arbeits-
marktpolitischen Effekten ausgewiesen hat.“

Abg. Birgit Homburger (FDP): „Ich habe eine
Frage, die ich gerne gleichermaßen an den
Vertreter des VIK und an den des ZDH stellen
möchte. Es geht mir um die Interessen der
Unternehmen, die dort jeweils organisiert sind.
Sie betrifft das Thema Bürokratie, die durch
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den neuen § 11a verursacht würde. Hier wurde
gesagt, dass das doch relativ unbürokratisch
geregelt sei. Ich würde gerne von Ihnen noch
einmal hören, wie Sie diese Regelung einstu-
fen. Sind Sie der Meinung, dass sie einen eher
großen oder einen eher kleinen bürokratischen
Aufwand verursacht und wie könnte man ggf.
zu unbürokratischeren Lösungen kommen?“

Sv. Dr. Alfred Richmann (VIK): „Wir sind dezi-
diert der Meinung, dass hier ein gewaltiger
bürokratischer Aufwand betrieben wird;
schlicht deswegen, weil das auch mit Ermes-
sen zu tun hat. Man braucht dann sicherlich
eine Menge Gutachten, man braucht Testate,
Wirtschaftsprüfer. Wie wollen Sie beispielswei-
se aus dem Ausland kommende Vorleistungen
testieren lassen? Wie wollen Sie das Thema
‚erhebliche Beeinträchtigung der Wettbe-
werbsfähigkeit‘ in den Griff bekommen? Ich
habe es vorhin schon erwähnt, welche Indika-
toren wir dafür brauchen. Aus ökonomischer
Sicht ist es die Eigenkapitalrendite bzw. Um-
satzrendite, die als globale Kennziffer einiger-
maßen geeignet wäre. Was heißt da Wettbe-
werbsfähigkeit? Man muss tief einsteigen, und
das wird nicht ganz einfach sein. Es wird die
Juristen sehr stark beschäftigen und wird in-
sofern ein Arbeitsplatzschaffungsprogramm
sein. Dann sollte man sich einmal Folgendes
angucken. Es hat so etwas schon einmal ge-
geben, auch eine Härtefallregelung, beim
Kohlepfennig. Das habe ich selbst erlebt, ich
war damals im Verstromungsbeirat, damals
hieß es Bundesamt für Wirtschaft, in Eschborn.
Da sollte man sich einmal nach den Erfahrun-
gen erkundigen. Härtefallregelung, was wird da
akzeptiert? Was reicht da? Da gab es viele
Probleme. Reicht es, wenn Sie meinetwegen
von den roten Zahlen in bessere, hellrote
Zahlen kommen, oder müssen Sie vom roten
in den schwarzen Bereich kommen? Solche
Dinge wurden da geklärt, und das gab enorme
Probleme. Dann müssen sie die Verträge mit
den Stromversorgern offenlegen; das sehen
die auch nicht so ganz gerne, und man selber
möchte seine betrieblichen Verhandlungserfol-
ge, wenn man sie denn erzielt - wir selber
prüfen auch Verträge -, auch nicht so ohne
weiteres offenlegen. Außerdem sind die Unter-
nehmen dabei auf die Mithilfe der Versorger
angewiesen. Sie wissen, das ist die andere
Marktseite; das ist nicht unbedingt immer im
Konsens zu machen. Man hat ja auch andere
Probleme mit denen. All dies sorgt dafür, dass
es nicht ganz einfach sein wird bei der gerin-
gen Zahl an Unternehmen, die nach den heuti-
gen Kriterien überhaupt in Frage kommen.
Deswegen plädieren wir dafür: Machen wir es
doch so, wie es beim KWK-Gesetz, bei der
Konzessionsabgabe ist; da wird auch nicht
geprüft, ob dadurch eine existenzielle Beein-

trächtigung eintritt, sondern da wird gesagt:
Wenn die Voraussetzungen erfüllt sind, ist der
Anspruch da. Und das bedeutet geringste Bü-
rokratie. Das heißt Schwellenwerte, wie auch
immer definiert, möglichst niedrig, dann ist der
Anspruch da, und dann wird das halt so durch-
geführt. Das kann auch ein BAFA machen;
man darf auch die Behörde nicht überfordern.
Mit welchen Entscheidungen man sich dort
herumschlagen muss, muss man ja auch ein-
mal sehen. Wer soll dafür beispielsweise gera-
destehen, wenn es Fehlentscheidungen gibt,
wenn es vor die Gerichte geht, usw.“

Sv. Dr. Edmund Eggenberger (ZDH): „Nur
ergänzend zu den vorherigen Ausführungen -
wir haben die gleichen Argumente, auch in
unseren schriftlichen Stellungnahmen - möchte
ich darauf hinweisen, dass die Verpflichtung
zur Offenlegung von Stromlieferungsverträgen
einen ganz erheblichen Eingriff in die Ge-
schäftsgeheimnisse eines Unternehmens dar-
stellt.“

Vorsitzender: „Vielen Dank. Ich gebe das
Fragerecht jetzt an Herrn Schultz; auf meiner
Liste stehen dann noch Frau Köhler, Herr Dr.
Paziorek und Frau Hustedt.“

Abg. Reinhard Schultz (Everswinkel) (SPD):
„Meine Frage richtet sich an Herrn Hillebrand
und an Herrn Hörnschemeyer und zielt im
Wesentlichen auf Folgendes ab: Um was für
eine Art von Abschneidegrenzen handelt es
sich bei den zu erfüllenden Kriterien eigentlich,
um eine Bagatellgrenze, unterhalb derer es
sich nicht lohnt, sich darum zu kümmern, ver-
bunden mit einer Antragsgrenze, oder ist es
eine Abgrenzung, die dazu dient, die Zahl der
betroffenen Unternehmen, die zu prüfen sind,
möglichst klein zu halten? Mir liegen Zahlen
aus den Bereichen Stahl- und Aluminiumin-
dustrie, aus Teilen der Industrie und aus dem
Bereich Zement vor, aus denen eindeutig her-
vorgeht, dass viele Unternehmen um diese
20 % Anteil Stromkosten an der Bruttowert-
schöpfung herum schwanken, durchaus auch
unterschiedlich im Verlauf der Jahre, dass aber
sehr viele innerhalb derselben Branche ein-
deutig unterhalb der 100 Gigawattstunden pro
Jahr liegen, und andere liegen darüber. Kann
das dazu führen, dass es im Zweifelsfalle z.B.
im Bereich Zement, im Bereich kleinerer Che-
mieunternehmen, im Bereich auch von Stahl
durch diese Art von Abschneidegrenze zu
einem beschleunigten Strukturwandel zu-
gunsten deutlich größerer Einheiten, größerer
Unternehmen käme?“

Sv. Bernhard Hillebrand: „Zunächst ist es
natürlich ein sehr schwieriges Problem der
Abgrenzung, ob eine absolute oder relative
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Größe die geeignete Maßzahl ist. Grundsätz-
lich würde ich eher eine relative Größe bevor-
zugen. Sie haben das Problem dargestellt,
diese 100 Gigawattstunden können viel, aber
auch wenig sein. Viel können sie dann sein,
wenn sie eine Menge von Weiterverarbei-
tungsschritten in diesem System haben. Ein
integriertes Stahlwerk erreicht diese Grenze
mit Sicherheit, auch wenn es möglicherweise
eben nicht Elektrostahl, sondern Oxygenstahl
produziert und dann von Stromkosten nicht so
stark betroffen ist wie ein einfaches Elektro-
stahlwerk, wo eben nur Elektrostahl gemacht
wird und die ganze Weiterverarbeitung an
anderer Stelle. Insofern würde ich eher für eine
relative Abschneidegrenze plädieren, wobei
man sich natürlich darüber streiten kann, ob
das jetzt 20 %, 15 % oder was immer sein
sollten. Herr Leprich hat es vorhin schon an-
gedeutet: Es ist auch ein empirisches Problem,
die wirklich Betroffenen herauszukristallisieren.
Wenn wir auf der Basis der vierstelligen Wirt-
schaftszweignummern argumentieren - das ist,
soweit ich das erkenne, auch die vorgegebene
statistische Grenze, weiter darunter kommen
wir nicht -, dann stehen da z.B. die Primär-
Aluminiumhütten mit den Sekundär-Alumini-
umhütten zusammen in einem Sektor. D.h. Sie
haben das Problem, dass eine stromintensive
mit einer stromextensiven Branche vermischt
wurde. Legen Sie da jetzt einen Ansatz von 20
% fest, ist das für die Sekundärhütten ein pea-
nut; für die Primär-Aluminiumhütten ist es aber
ein echtes Problem. Das bedeutet, Sie müssen
dann schon weiter heruntergehen, und da
würde ich in der Tat schon eine unterneh-
mensspezifische Kennziffer wählen, die etwa
folgendermaßen lauten könnte: Wenn der An-
teil der Stromkosten am - jetzt kommt es dar-
auf an - Arbeitseinsatz, am Gesamtfaktorein-
satz, an dem gesamten Umsatz eine Größen-
ordnung übersteigt, dann ist diese Regelung
anzuwenden. Damit könnten Sie u.U. tatsäch-
lich vermeiden, dass es solche massiven Ver-
zerrungen innerhalb der einzelnen Sektoren
gibt.“

Sv. Franz-Gerd Hörnschemeyer (IG BCE):
„Ich denke, dass die Grenze von 100 Giga-
wattstunden für kleine und mittlere Unterneh-
men eine Hürde ist, die sie kaum überspringen
können. Insoweit haben größere Unternehmen
oder Unternehmensteile hier einen relativ na-
türlichen Vorteil. Insoweit kann man davon
ausgehen, dass die 100 Gigawattstunden
letztendlich zu deutlichen Wettbewerbsvortei-
len für solche Unternehmen führen können, die
einfach ein größerer Kunde sind. Das zweite
ist: Aus Sicht der IG BCE ist zumindest diese
100-GWh-Grenze deutlich zu hoch, da wir
diese Diskussion ja auch vor dem Hintergrund
geführt haben, dass die kleinen und mittel-

ständischen Zulieferbereiche z.B. für die Au-
tomobilindustrie durchaus stromintensiv produ-
zieren. 100 Gigawattstunden heißt schon einen
zweistelligen Strombezug im MW-Bereich in
der Grundlast. Das ist für solche Industriebe-
reiche sicherlich nicht selbstverständlich. An-
sonsten schließe ich mich den Ausführungen
von Herrn Hillebrand weitgehend an.“

Abg. Christina Köhler (Wiesbaden)
(CDU/CSU): „Meine Frage geht an Herrn Prof.
Leprich und an den Vertreter der IG BCE. Mich
interessiert, wie Sie den Vorschlag des VIK
bewerten, Unternehmen grundsätzlich unab-
hängig von ihrer Struktur als eine Abnahme-
stelle zu bewerten, und wenn Sie ihn ableh-
nen, was aus Ihrer Sicht dagegenspricht.“

Sv. Prof. Dr. Uwe Leprich: „Ich denke, es ist
schon sinnvoll, die Unternehmenseinheiten
insgesamt aufzuteilen, um im Sinne der Här-
tefallregelung genau diese Einheiten zu erfas-
sen, die in ihrer Wettbewerbsfähigkeit beein-
trächtigt sind. Wenn ich Unternehmensteile,
die nicht stromintensiv sind, mit reinnehme,
habe ich eine Verzerrung, und ich denke, das
würde diesem Gedanken ‚Härtefallregelung‘
nicht gerecht werden.“

Sv. Franz-Gerd Hörnschemeyer (IG BCE):
„Die Überzeugung der IG BCE deckt sich in
diesem Fall mit der Ausführung des VIK.“

Abg. Dr. Peter Paziorek (CDU/CSU): „Meine
Frage geht noch einmal an Herrn Prof. Leprich
und Herrn Hillebrand. Wir haben hier bei der
Frage der besonderen Ausgleichsregelung
additive Voraussetzungen. Da wird als Punkt 4
bei den Voraussetzungen genannt, es muss
eine Beeinträchtigung der internationalen
Wettbewerbsfähigkeit vorliegen. Die ersten
Punkte können ruhig alle gegeben sein - wenn
jetzt die internationale Wettbewerbsfähigkeit
nicht beeinträchtigt ist, ist der erste Punkt dann
also Schnee von vorgestern und spielt keine
Rolle? Halten Sie den Begriff für klar zu defi-
nieren? Sind Sie der Ansicht, dass dieser Beg-
riff tatsächlich so sauber definiert werden kann,
dass er als unbestimmter Rechtsbegriff auch
Auseinandersetzungen überstehen kann?“

Sv. Prof. Dr. Uwe Leprich: „Es wird Fälle ge-
ben, in denen relativ klar entschieden werden
kann, ob eine Wettbewerbsfähigkeit beein-
trächtigt ist, anhand der Kostenanteile und
auch der internationalen Kostenentwicklung.
Bei Primäraluminium z.B. wird man ganz klar
nachweisen können, dass das international
eine hohe Beeinträchtigung sein wird. Es wird
aber eine Grauzone geben, in der nicht trenn-
scharf entschieden werden kann, ob die Wett-
bewerbsfähigkeit beeinträchtigt ist oder nicht.
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Da wird man ein Regelwerk auch für die BAFA
entwickeln müssen, um dies zu entscheiden.
Ich denke aber, das sind nicht die Fälle, die
relevant sind. Bei den Fällen, um die es hier
geht, die Härtefälle, wird man das relativ klar
entscheiden können und auch zu relativ ein-
deutigen Aussagen kommen können.“

Sv. Bernhard Hillebrand: „Ein Gesetz ist im-
mer dann besonders gut, wenn es keinen ju-
ristischen Streit provoziert. In diesem Fall:
Wenn Sie eindeutige Normen definieren. Be-
drohung der internationalen Wettbewerbsfä-
higkeit ist ja in der Ökonomie schon sehr um-
stritten. Ich fürchte, dass es bei den Juristen
noch schlimmer wird. Das Problem ist tatsäch-
lich, dass Sie eine Bedrohung immer erst post
festum feststellen können; also immer erst
dann, wenn es passiert ist. Deswegen ist eine
vorausschauende Definition von ‚Was ist inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit‘ ökonomisch
sehr schwierig. Juristisch würde es bedeuten,
dass Sie im Zweifel eine Klage entweder auf
Gewährung dieser Sonderregelung oder auf
Ablehnung vor Gericht tatsächlich sattelfest
machen müssen. Daran mache ich ein Frage-
zeichen; ich glaube, dass es extrem schwierig
wird, das im Gesetz so zu formulieren. Bei aller
Problematik ‚internationale Wettbewerbsfähig-
keit oder nicht‘ wäre eine juristische Regelung
besser, wenn Sie sagen würden, Anteil an den
Stromkosten von weniger als 7 % berechtigt
nicht mehr zur Inanspruchnahme dieser Son-
derregelung, und damit ist das Thema dann
gegessen. Das ist eine eindeutige Vorschrift,
mit der man sich dann in der Tat juristisch
auch sauber bewegen kann. Eine Definition
über ‚internationale Wettbewerbsfähigkeit‘
halte ich für sehr schwierig.“

Abg. Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): „Eine kleine Anmerkung: ‚Internati-
onale Wettbewerbsfähigkeit‘ steht nicht drin; es
steht nur ‚Wettbewerbsfähigkeit‘ drin, das ‚in-
ternational‘ wurde gestrichen. - Nein, das ist
nicht noch schlimmer, es hat die Konsequenz,
dass man es eben nicht nur international prü-
fen muss, sondern auch national. Ich wollte
das nur klarstellen, weil hier von einem fal-
schen Begriff ausgegangen wurde; man sollte
aber über die richtigen Begriffe reden.
Meine Fragen an Herrn Prof. Dr. Leprich und
Herrn Lackmann: Herr Richmann hat völlig
richtig gesagt, dass die Erhöhungen der Ener-
giekosten auch mit erhöhten Regelenergie-
kosten, verursacht durch das EEG, begründet
werden. Können Sie dazu Ihre Position darle-
gen, ob das berechtigt ist oder nicht?“

Sv. Prof. Dr. Uwe Leprich: „Es gibt dankens-
werterweise mittlerweile eine Reihe von Gut-
achten, die das Thema untersuchen, wie ist die

Regelenergie, die Preisentwicklung insgesamt
einzuschätzen, welche Kostensenkungsspiel-
räume gibt es dort. Herr Richmann hat bereits
angedeutet, dass ein Regelenergiemarkt, der
in Deutschland möglicherweise zonenüber-
greifend installiert würde, wo es mehr Teil-
nehmer gäbe, zu anderen Preisen führen
könnte als denen, die wir heute haben. Es ist
eine Spekulation, also noch nicht realisiert. Ich
denke aber, der Druck würde in diese Richtung
gehen, weil in der Tat die Preisentwicklung in
diesem Segment in den letzten Monaten be-
sorgniserregend war. Das Plädoyer geht also
ganz klar in Richtung zonenübergreifender
Regelenergiemarkt. Ob das eine Garantie ist,
dass die Preise wieder sinken, ist offen zu
halten. So, wie es jetzt organisiert ist, war klar,
dass sich die Preise in der Form entwickeln
würden, wie sie es getan haben. Insofern ist
das ein Thema, das uns auch in den nächsten
Monaten noch beschäftigen wird.“

Sv. Johannes Lackmann (BEE): „Mit dem
Argument gestiegener Regelenergiekosten
wird im Moment sehr viel Nebel verbreitet. Wir
halten dieses Thema weitgehend für ein Po-
panzthema. Dazu kann ich folgende Stichworte
geben: E.ON hat sich seit längerer Zeit erfolg-
reich mit Prognosesystemen für Wind befasst
und kann also Wind für 24 Stunden auf plus-
minus 10 % Genauigkeit prognostizieren, bei
einer 6-Stunden-Prognose sogar auf 6 % Ge-
nauigkeit. D.h. damit ist ein großer Teil des
Regelenergiebedarfs durch sorgfältige Prog-
nose erschlagen. Durch den argumentativen
Druck kommen mittlerweile die anderen 3 Ü-
bertragungsnetzbetreiber auch dazu, sich an
solchen Prognosesystemen zu beteiligen. Bis-
her hat z.B. RWE schlicht und einfach Dampf-
kraftwerke angedrosselt gefahren, weil sie
gesagt haben, sie wissen nicht, was in der
nächsten Stunde an Windmenge kommt. Ich
meine, man sollte nicht akzeptieren, dass sich
jemand künstlich dumm stellt, wenn es
schließlich Wetter- und Windprognosen gibt.
Das Zweite ist: Es ist detailliert untersucht
worden, was die Begrenzung des Regelener-
giemarktes auf die jeweiligen Regelzonen
ausmacht. Das Unternehmen MVV, das sich
gerne an diesem Markt beteiligen würde, das
aber heute ausgeschlossen ist, hat errechnet,
dass die Regelzonen zeitlich gesehen 70 %
des Jahres gegeneinander arbeiten. D.h. der
eine hat zuviel, der andere zuwenig. D.h. bei
Öffnung der Grenzen würden schon 30 % der
Regelenergiemenge entfallen. Das ist eigent-
lich eine triviale Angelegenheit; natürlich haben
die betroffenen Verbandsunternehmen kein
Interesse daran. Auf der anderen Seite ist ja
einmal das europäische Verbundnetz gebaut
worden, um die großen Kraftwerksblöcke und
deren Ausfall überhaupt zu beherrschen. D.h.
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von der sachlichen Voraussetzung her könnten
wir einen viel größeren Regelenergiemarkt
haben.
Der dritte Punkt ist das Thema Markt. Es hat
vor kurzem eine Anhörung zum Thema Grid-
Code gegeben. Das wird auch wieder nur im
Rahmen der Verbände bestritten und nicht
unter gesetzlichen Vorgaben gemacht. Dort
haben wir zwar eine Stellungnahme abgege-
ben, wie man mehr Markt erreichen könnte,
aber mangels Einmischung der Politik passiert
da nichts. D.h. ohne dass entsprechende
Kosten gestiegen sind, sind die Preise teilwei-
se verdoppelt und verdreifacht worden. Hier ist
es dringend notwendig, mehr Markt zu schaf-
fen, damit man das in den Griff bekommt.“

Abg. Tanja Gönner (CDU/CSU): „Herr Rich-
mann, ich habe an Sie eine Frage. Sie haben
von Seiten Ihres Verbandes andere Schwel-
lenwerte genannt, nämlich 10 Gigawattstunden
und 5 %. Können Sie uns erklären, wie Sie zu
diesen Zahlen kommen? Oder sind das will-
kürlich andere Schwellenwerte?
An Herrn Prof. Dr. Leprich habe ich zum The-
ma Bürokratie eine Rückfrage. In Ihrer schriftli-
chen Stellungnahme steht nur der Satz ‚... und
damit dem Vorwurf einer ausufernden Büro-
kratie zu begegnen‘. Wie ist das im Vergleich
zur Aussage von Herrn Richmann zu sehen,
der ja vorhin deutlich darauf hingewiesen hat,
dass es Schwierigkeiten hinsichtlich des büro-
kratischen Aufwandes gibt?“

Sv. Dr. Alfred Richmann (VIK): „Diese Werte
‚10 Gigawattstunden und 5 % Stromkosten an
Bruttowertschöpfung‘ finden Sie sicher nicht in
der Statistik. Die haben wir auch nicht. Solche
Unterlagen gibt es weder vom Statistischen
Bundesamt noch von Instituten, die das viel-
leicht einmal stichprobenartig erheben können.
Wir haben einfach im Rahmen unserer Tätig-
keit - unsere Mitgliederstruktur ist sehr inho-
mogen; wir haben nicht nur Großunternehmen,
sondern durchaus auch Mittelstand, und wir
kennen deren Verträge und Verbrauchsdaten -
danach geguckt, ob auch Mittelstand dabei
wäre. Einfach aufgrund unserer Insiderkennt-
nisse aus den Branchen, aus den Unterneh-
men, aus den Daten heraus. Und dann gibt es
natürlich die Erfahrung mit dem KWK-Gesetz.
Dessen 100.000 KWh wären ja sozusagen ein
Hundertstel des Wertes 10 Gigawattstunden,
den wir hier als Kompromisslösung vorschla-
gen. Insofern ist das schon eine erhebliche
Belastung, wenn Sie von unten kommen, aber
eine große Entlastung, wenn Sie von oben
kommen. Wir versuchen einfach, nicht nur eine
Regelung für eine Handvoll Unternehmen zu
finden, sondern auch für Unternehmen, bei
denen als Mittelständler, wie ich schon vorhin
sagte, das Feuer unterm Dach ist; einfach, weil

sie als Mittelständler Produkte erzeugen, die
am Weltmarkt unter starkem Wettbewerbs-
druck stehen und ihnen da der Deckel einge-
zogen wird. Sie müssen ja sehen, dass sie mit
dem Deckel, den das Produkt hergibt, am
Weltmarkt die Kosten decken müssen, um
dann noch eine kleine Marge von was weiß ich
1, 1½ % Umsatzrendite zu bekommen. Das ist
das Ziel, die Kunst, und das ist z.Zt. ein großes
Problem. Das habe ich nur versucht zu schil-
dern. Wir können auch hier nicht genau sagen,
ob wir dann wirklich diejenigen, die in Exis-
tenznot sind, auch alle erfassen. Aber diese
Unschärfe müssen wir hinnehmen. Wenn man
diese Kriterien erreichen könnte, hätten wir
sicherlich eine große Entschärfung der derzei-
tigen kritischen Situation herbeigeführt."

Sv. Prof. Dr. Uwe Leprich: „Der Widerspruch
ist gar nicht so groß. Ich sehe im Gesetzent-
wurf zwei bürokratiemindernde Maßnahmen:
Das eine sind die 100 Gigawattstunden als
Festlegung. Diesen Wert wird man nicht wis-
senschaftlich ableiten können. Herr Hillebrand
hat natürlich Recht, wenn er sagt, unterneh-
mensspezifische Kennziffern, das wär’s. Das
wäre natürlich eine Sache, wo man sehr stark
regeln müsste, wo man sehr viel prüfen
müsste und eine riesige Bürokratie schaffen
würde, wenn man auf diese Ebene ginge.
Deswegen ist 100 Gigawattstunden auf jeden
Fall ein Beitrag, wo man sagen kann, damit hat
man mit hoher Wahrscheinlichkeit die Härte-
fälle abgedeckt. Zum Zweiten sehe ich es nicht
so negativ wie Herr Richmann, dass der Er-
messensspielraum der BAFA sich so unendlich
ausdehnen könnte oder damit eine wuchernde
Bürokratie induziert würde. Ich würde das eher
anders herum sehen: dass man es wegverla-
gert, hin zur BAFA - mit einem Regelwerk na-
türlich, mit Anhaltspunkten -, dass man dort
sehr zeitnah sehr pragmatische Entscheidun-
gen treffen kann. Insofern wäre das eine
zweite Komponente zu sagen, wir machen kein
Regelwerk hier auf der Gesetzgeberebene,
sondern lassen den Ermessensspielraum beim
BAFA und sehen natürlich zu, dass Sinn und
Geist des Gesetzes dort hintransportiert und
dann entsprechend entschieden wird. In die-
sen beiden sehr pragmatischen Ansätzen sehe
ich durchaus einen Beitrag zur Bürokratiemin-
derung.“

Abg. Dr. Peter Paziorek (CDU/CSU): „Wir
fragen hier ja nicht allgemein nach EEG und
großer Novelle, sondern uns geht es um Fra-
gen zu diesem Vorschaltgesetz und ob das für
ein Jahr eine Hilfestellung sein kann. Meine
Frage noch einmal zu dem Punkt, den wir ge-
rade behandelt haben: Kann man sich, Herr
Prof. Dr. Leprich, vorstellen, dass man die Be-
denken, die gerade gekommen sind, aufgreift,
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indem man die Grenzen nicht so apodiktisch
knallhart fasst, sondern Abstufungen mit pro-
zentualen Abschlägen nach oben oder unten
einführt? Natürlich können Sie sagen, das ist
bürokratisch, aber wenn es genau festgelegt
würde, wäre das evtl. auch für die zuständige
Behörde ein genaues Prüfkriterium. Für mich
ist die Frage, ob nicht diese harten Schnitte zu
Wettbewerbsverzerrungen auch innerhalb von
Branchen in Deutschland führen. Aus dem
Grunde möchte ich gerne wissen: Wie beur-
teilen Sie diese zwei Schwellenwerte? Wären
Stufungen und gleitende Übergänge nicht eine
Alternative?“

Sv. Prof. Dr. Uwe Leprich: „Es wäre in der Tat
eine Alternative. Um das genau beurteilen zu
können, müsste man aber eine Datengrundla-
ge haben. Die haben wir aber nicht in
Deutschland. Wir haben nicht das Datenmate-
rial, um innerhalb der Branchen genau beur-
teilen zu können, wie hoch der Anteil der
Stromkosten an den Gesamtkosten ist. Hätten
wir eine solche Grundlage, könnte man sicher-
lich versuchen, ein differenzierteres Regelwerk
zu schaffen, das dem Rechnung trüge. Ich
habe aber nicht den Eindruck, dass das ein
großes Problem ist, sonst hätten sich schon
viele Unternehmen gemeldet. Ich glaube, das
hält sich z.Zt. in Grenzen. Da mag ich falsch
liegen ...“

Sv. Dr. Alfred Richmann (VIK): „Ich kann Ih-
nen dazu nur sagen, dass sich das überhaupt
nicht in Grenzen hält. Bei uns kommen ent-
sprechende Klagen täglich und in großem
Umfang an. Ich vertrete hier doch ziemlich
viele Branchen, und die Fachverbände haben
Sie sicherlich auch im Vorfeld gefragt. Fragen
Sie doch einmal nach bei Stahl, Zement, Pa-
pier usw., der Protest ist lebhaft. Sagen wir
einmal so: Die Unternehmen sind bei uns Mit-
glied, aber wir kennen natürlich nicht alle De-
tails, so dass man Ihnen ad hoc eine Statistik
auf den Tisch legen könnte. Wir würden Ihnen
sicherlich dabei helfen können, soweit das
möglich ist. Diesen Vermittlungsdienst kann ich
Ihnen sicherlich anbieten. Eine solche Stufen-
regelung würde die Sache natürlich auch
schon entspannen, selbstverständlich. Da
müsste man aber auch genau reingucken, wie
das zu definieren wäre. Die 100 Gigawattstun-
den sind ja sozusagen ein k.o.-Wert, während
die andere Größe ein Relativkriterium ist. Das
hat eine andere Qualität. Aber auch da könnte
man sich natürlich Stufenregelungen vorstel-
len. Das würde die Sache sicherlich entspan-
nen, davon gehe ich aus. Einfacher aber, auch
für die Behörde, die damit umgehen muss und
die mit Einsprüchen zu rechnen hat, würde
sicherlich sein, wenn man die Kriterien an sich
schlicht absenken würde. Damit würde sicher-

lich viel Dampf aus der Thematik herausge-
nommen und zur Novelle übergeleitet, um
diese Probleme dann dort auch vernünftig -
dazu gehört ja noch mehr - zu fixieren. Das
wäre unser Vorschlag.“

Vorsitzender: „Auf meiner Frageliste stehen
noch Herr Schultz und Herr Hempelmann. Herr
Schultz, bitte.“

Abg. Reinhard Schultz (Everswinkel) (SPD):
„Es wäre sicherlich sinnvoll, dass wir die Dinge
einfach einmal zusammentragen, die an uns
aus verschiedenen Branchen herangetragen
werden. Die Tatsache, dass Herr Dr. Rich-
mann vom VIK für alle industriellen Großkun-
den redet, erweckt den Eindruck, als wäre das
sozusagen ein singulares Problem. Das ist
nicht der Fall. Alle stehen auf der Matte, das
muss noch einmal deutlich werden.
Meine Fragen richten sich an Herrn Richmann.
Ich möchte Sie bitten, noch einmal auf das
Thema Regelenergien und die damit verbun-
denen Kosten einzugehen. Es sind ja Argu-
mente gekommen, die nicht von der Hand zu
weisen sind. Wenn man das anders organisie-
ren würde, könnten die Kosten niedriger sein.
Andererseits würde ich Sie bitten, einmal dar-
zulegen, ob es nicht bereits Fälle gegeben hat,
bei denen man trotz aller Prognosegenauigkeit
- bis maximal 6 % Fehlerwahrscheinlichkeit
sind angesichts des hohen Risikos relativ viel -
ganz scharf an einem Totalausfall in bestimm-
ten Netzbereichen aufgrund von plötzlich sich
verändernden Witterungsverhältnissen ent-
langgeschrammt ist.
Die zweite Frage richtet sich an Herrn Hille-
brand. Sie haben eben dafür plädiert, dass
man Regelungen schafft, die sich sozusagen
selbst erklären und nicht der Interpretation
einer Behörde mit Ermessensspielraum die-
nen, wie wir es in anderen Zusammenhängen
auch haben. Ich würde Sie bitten, das anhand
von Regelungen wie KWK, Ökosteuer etc.
noch etwas deutlicher zu machen, zumal ja die
Frage der Investitions- und Planungssicherheit
für die Unternehmen, die sich in einer absolu-
ten Notlage befinden, wenn sie einen solchen
Antrag stellen, von größter Bedeutung ist.“

Sv. Dr. Alfred Richmann (VIK): „Stichwort
Regelenergie. Wozu braucht man Regelener-
gie? Ganz kurz: Die Versorger müssen im Netz
dafür sorgen, dass Spannung und Frequenz
gehalten werden, weil sonst einige Maschinen
kaputtgehen. Wenn die Spannung leicht sinkt
oder sich die Frequenz verändert, geht auch
Ihr PC zu Hause kaputt. Das heißt also, Sie
müssen sich das vorstellen wie bei einem See,
wo der Pegel gehalten werden muss. Dazu
haben die Netzbetreiber Kraftwerke unter Ver-
trag, die sie, wenn der Pegel sinken sollte, weil
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die Nachfrage sehr groß ist, ganz schnell ans
Netz nehmen können. Das geht beispielsweise
mit Kraftwerken, die sich schon warmgelaufen
haben, am Netz hängen, so, dass sie innerhalb
von Sekundenbruchteilen ans Netz genommen
werden können. Besonders geeignet sind
Pumpspeicherkraftwerke. Dann gibt es als
dritte Auffanglinie die Minutenreserve, die aber
auch innerhalb von wenigen Sekunden akti-
viert werden muss. D.h. sie brauchen dazu
Kraftwerke, die relativ zügig hoch- und auch
wieder heruntergefahren werden können. Das
kann nicht jedes Kraftwerk, dazu braucht man
eine bestimmte Technik. Von daher ist natür-
lich auch die Zahl der Anbieter relativ gering.
Diese Regelenergie brauchen Sie, wenn sich
die Nachfrage stark verändert, oder auch,
wenn sich das Angebot stark verändert. Wenn
sie beispielsweise verpflichtet sind, Windener-
gie aufzunehmen, und das Angebot steigt
kurzfristig relativ schnell, ohne dass die Nach-
frage da ist, dann müssen sie andere Kraft-
werke vom Netz nehmen. Dieses ganze Spiel
läuft unter ‚Regelenergie‘, das müssen die
Kraftwerksbetreiber machen. Sind Kraftwerke
unterausgelastet oder müssen neue Kraftwer-
ke ans Netz genommen wreden, kostet das
Geld. Die dazu stattfindende Ausschreibung ist
ein zusammen mit dem Kartellamt entwickeltes
Regelwerk. Dieses Regelwerk läuft auf Aukti-
onsbasis. An sich sind es vernünftige Regeln,
nur: Die Zugangsgrenzen sind relativ hoch;
einmal, weil nicht jedes Kraftwerk dazu in der
Lage ist und die Netzbetreiber auch nicht Hun-
derte abrufen können. Das ist technisch ein-
fach nicht machbar, weil sie nicht schnell ge-
nug sind. Da gibt es sicherlich mehrere Grün-
de, aber ein ganz gewichtiger Grund, weshalb
solche Schwankungen auftreten können, ist
die Schwankung in der Darbietung der Wind-
energie. Dazu kommt die Liberalisierung mit
vielen Händlern am Markt, die auch ihre Nach-
frage ausüben. Ich vertrete nicht die Netz-
betreiber, auch nicht die Anbieter von Strom
oder die Kraftwerksbetreiber. Wir, die wir die
Kunden vertreten, haben auch darunter gelit-
ten, dass die Preise stark gestiegen sind. Das
hat sicher auch mit der Enge des Marktes zu
tun, und deshalb haben wir auch als VIK eine
Beschwerde beim Kartellamt gegen RWE und
E.ON eingereicht, um das zu klären. Und nicht
nur das, sondern auch, wie man bessere Re-
gelwerke errichten kann. Größere Regelzonen
bundesweit, da sind wir uns einig, werden
sicherlich zu einer gewissen Entspannung
führen, aber vermutlich wird das nicht ausrei-
chen. Wir müssen schon sehen, dass hier
auch die Einspeisung von Energie, die aufge-
nommen werden muss, zu Schwankungen
führt. Das kostet viel Geld, das kann man nicht
von der Hand weisen.

Vielleicht noch ein weiteres Thema. Ich kann
nur von E.ON berichten. Da gab es durchaus
große Schwankungen, die dazu führten, dass
die Netzbetreiber Schwierigkeiten hatten, die-
sen Pegel in diesem großen See auf einem
Niveau zu halten, damit es eben nicht zu ab-
rupten Störungen kam. Das kann ich als Ex-
terner bestätigen, und dagegen muss man
etwas tun.“

Sv. Bernhard Hillebrand: „Herr Schultz, es ist
im Einzelfall eine sehr willkürliche Festlegung.
Ich glaube nicht, dass wir eine wissenschaftlich
fundierte Grenze definieren können, bei der
Sie genau die Sektoren, die wirklich belastet
sind, begünstigen oder in den Genuss dieses
Gesetzes kommen lassen und alle anderen
herausselektieren. Sie haben ganz einfach
auch den Tatbestand, dass jeder gerne in die
Sonderregelungen dieses Gesetzes möchte,
weil das eine Stromkostenentlastung bedeutet
und insofern natürlich auch wieder einen
Wettlauf induziert. Was wollen wir eigentlich?
Wir wollen doch damit erreichen, dass Zusatz-
belastungen, die bei einzelnen Produktions-
prozessen unzumutbare Kostenbelastung in-
duzieren und damit zu Wettbewerbsverzerrun-
gen führen, vermieden werden. Im Zweifel
würde ich dafür plädieren, diese Grenze ein
bisschen höher zu legen, d.h. eher in Kauf zu
nehmen, dass der eine oder andere als Tritt-
brettfahrer mitfährt, als zu riskieren, dass es
Unternehmen gibt, die von diesen Regelungen
nicht profitieren, entsprechende Einbußen in
der Wettbewerbsfähigkeit haben und deswe-
gen tatsächlich Arbeitsplätze verloren gehen.
Kurz: Wenn ich mir das Gesetz anschaue - ich
habe den Text gerade noch einmal genau
durchgelesen -, dann sehen Sie in der Tat das
Bestreben, diese entsprechenden Unterneh-
men oder Prozesse herauszudestillieren. Das
versuchen sie mit vier entsprechend detaillier-
ten Vorschriften. Teilweise sind diese Vor-
schriften auch nicht ganz konsistent. Wir ha-
ben vorhin über das Problem relative und ab-
solute Grenzen gesprochen. D.h. es wäre
möglicherweise für den Vollzug des Gesetzes
einfacher, sich auf eine einzige Definition ‚was
ist stromintensiv‘ zu beschränken und z.B. zu
sagen: Alle die Sektoren, deren Stromkosten-
anteil an der Bruttowertschöpfung mehr als
20 %  beträgt, können diese Sonderregelung in
Anspruch nehmen. Damit wäre das in der Tat
relativ einfach. Ich gebe gerne zu, dass Sie da
mit Sicherheit auch den einen oder anderen
mitbekommen, der das eigentlich nicht in An-
spruch nehmen müsste.
Ich will aber ganz kurz noch ein anderes
Problem anschneiden, weil hier über Regel-
energie diskutiert wird. Für mich ist das ein
Hinweis darauf - ich habe es ganz am Anfang
schon einmal gesagt -, dass Sie mit diesem
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Gesetz nicht erreichen können, dass Stromer-
zeuger und Netzbetreiber die EEG-Kosten
nach ihren Marktverhältnissen weiterwälzen.
Sie können nicht verhindern, dass Stroman-
bieter, Netzbetreiber eine Mischkalkulation
machen und bei besonders preiselastischen
Segmenten eben Preiskonzessionen machen
und bei weniger elastischen zuschlagen. Das
ist genau das Problem, das Sie auch im EEG
bzw. in dieser Novelle nicht umgehen können.
Mein Plädoyer war: wenn, dann bitte - auch
unter Inkaufnahme von bestimmten Verzerrun-
gen - eine einfache Regelung, und das heißt
20 %. Und das war’s dann.“

Vorsitzender: „Ich habe noch drei Frager auf
meiner Liste: Herrn Hempelmann, Herrn Ku-
batschka und Frau Hustedt. In Anbetracht der
Zeit - wir wollten in zehn Minuten hier fertig
werden: Gibt es noch weiteren Fragebedarf?
Wenn das nicht der Fall ist, würde ich die Fra-
geliste schließen und Herrn Hempelmann das
Wort erteilen.“

Abg. Rolf Hempelmann (SPD): „ Vielen Dank.
Meine Frage richtet sich an Herrn Prof. Leprich
und an Herrn Richmann. Wir haben viel über
die Antrags- oder Zulassungsgrenzen zu die-
ser Härtefallregelung gesprochen, aber noch
nicht über das Entlastungsvolumen. In unse-
rem Gesetzentwurf heißt es dazu, dass die
Differenzkosten für die anteilig weitergereichte
Strommenge, bezogen auf die gesamte über
100 Gigawattstunden hinausgehende Strom-
menge, die Grenze von 0,05 Cent je Kilowatt-
stunde nicht unterschreiten soll.  Aus den Un-
terlagen von Herrn Leprich habe ich den Ein-
druck, dass er sich mit einer solchen Lösung
anfreunden kann. Anders herum habe ich die
Gewissheit aus den Unterlagen des VIK, dass
Sie der Auffassung sind, es soll ein festes
Entlastungsvolumen geben, d.h. jeder, der von
der Härtefallregelung erfasst wird, soll dann
einen Fixpreis von 0,05 Cent EEG-Kosten
zahlen. Vielleicht können Sie beide noch ein-
mal kurz Ihre Position zu diesem Punkt be-
gründen.“

Sv. Prof. Dr. Uwe Leprich: „Das ist eine Re-
gelung, die vom KWK-Gesetz übernommen
wurde. Da wurde ja schon intensiv diskutiert,
warum diese 0,05 Cent/kWh. Absicht war, die
EEG-Finanzierung durch die Industrie auf 8 %
zu begrenzen und den Rest auf die anderen
Gruppen zu verteilen. Auch diese Grenze wie-
derum lässt sich nicht wissenschaftlich ablei-
ten.“

Abg. Rolf Hempelmann (SPD): „Darf ich ganz
kurz einhaken? Es geht mir um das ‚bis zu‘. Es
ist ja nicht so, dass automatisch damit gesagt
ist, dass das stromintensive Unternehmen 0,05

Cent/kWh zahlt, sondern das BAFA kann ent-
scheiden, ob möglicherweise 0,1 oder 0,2
Cent/kWh. Hier ist also ein Spielraum.“

Sv. Prof. Dr. Uwe Leprich: „Im Sinne der
Rechtsklarheit sollte man das m.E. festlegen,
also nicht diesen Spielraum lassen.“

Sv. Dr. Alfred Richmann (VIK): „Kurz gefasst
kann ich mich da anschließen. Der Gesetzes-
text, so wie er jetzt vorliegt, sagt: ‚... so zu
bestimmen, dass die Differenzkosten ... die
Grenze von 0,05 Cent/kWh nicht unterschrei-
ten‘. Sie haben recht, Herr Hempelmann, es
heißt ja, es kann darüber liegen und wird in der
Regel auch darüber liegen. 0,05 Cent/kWH ist
ja das untere Limit, mehr nicht. Wir würden
schon dafür plädieren, einfach um der Klarheit,
Planungssicherheit und Rechtssicherheit wil-
len, und um Auseinandersetzungen hinterher
vor Gericht zu vermeiden, dass man diese
Grenze als solche nimmt, denn im KWK-
Gesetz hat sie sich auch im politischen Pro-
zess als solche herausgestellt. Warum soll
man die nicht akzeptieren? Im Übrigen möchte
ich noch einmal darauf hinweisen: Es gibt ja
mittlerweile auch die EU-Richtlinie zur Ener-
giebesteuerung, wo man sich beispielsweise
auf den Produktionswert mit 3 % bezieht. Da
frage ich mich natürlich: Beim KWK-Gesetz
bezieht man sich auf den Umsatz, wenn ich
mich nicht täusche, hier auf den Bruttoproduk-
tionswert und dann im EU-Bereich auf Produk-
tionswert ... eine gewisse Harmonisierung
wäre notwendig. Das diente der Rechtssicher-
heit und auch der Vereinfachung für die Be-
hörden. Wenn Sie sich den Prozentsatz, der
von der EU kommt, ansehen, dann ist das eine
Größenordnung, die sicherlich tragbar wäre.
Insofern würde ich dafür plädieren: Ein fester
Wert vermeidet Streit vor Gericht, vermeidet
auch Schwierigkeiten bei der Behörde. Auch
den Ermessensspielraum hätten wir in diesem
Falle beseitigt und den bürokratischen Auf-
wand erheblich vermindert. Vielen Dank.“

Abg. Horst Kubatschka (SPD): „Vom VIK sind
neue Grenzen ins Gespräch gebracht worden,
nicht nur heute, sondern schon früher, und
auch heute hat sich wieder klar ergeben:
Grenzen sind immer ungerecht. Auch da
bräuchte man Abstufungen. Wenn wir aber
neue, erheblich geringere Grenzen einführen,
bedeutet das auch, dass 1. das Entlastungs-
volumen viel höher wird und 2. die Belastung
für den Endverbraucher wie z.B. den klassi-
schen Handwerksbetrieb sehr viel größer wird.
Deshalb frage ich den Vertreter des Hand-
werks: Würde das für den klassischen Hand-
werksbetrieb - ich meine nicht die Großbäcke-
rei, sondern den Betrieb, wie er sich in der
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Öffentlichkeit üblicherweise darstellt - nicht zu
einer erheblichen Belastung führen?
Herrn Lackmann frage ich: Welche Auswirkun-
gen hätten solche Grenzen, wie sie jetzt ge-
nannt wurden, allgemein?“

Sv. Dr. Edmund Eggenberger (ZDH): „Selbst-
verständlich müsste das überwälzt werden.
Und an wen wird es überwälzt? An die Vielzahl
der kleinen und mittleren Unternehmen. Wie
sich das genau in Heller und Pfennig auswirkt,
kann man nicht sagen, aber es geht um die
Belastung insgesamt.“

Sv. Johannes Lackmann (BEE): „Das ganze
Vorhaben firmiert unter dem Thema ‚Härtefall-
regelung‘ und nicht unter dem Thema ‚Regel-
umverteilung‘. Wir können nur davor warnen,
hier ein Fass aufzumachen und ein Riesenum-
verteilungsvolumen mit vielen, vielen neuen
Ungerechtigketen zu organisieren, die dann
reklamiert werden. Gerade war davon die Re-
de, dass einige Unternehmen auf der Matte
stehen und auf Ihre Probleme hinweisen. Das
ist sicherlich der Fall. Je größer das Umvertei-
lungsvolumen wird, um so mehr neue von
dieser Regelung Betroffene gibt es dann, die
noch nicht auf der Matte stehen, dann aber auf
ihr stehen könnten, so dass ggf. sicherlich
mehr neue Probleme geschaffen als alte gelöst
würden. Wir sind nicht für die Härtefallrege-
lung, aber bei der jetzt vorliegenden Ausges-
taltung sehen wir durchaus das Bemühen, das
Umverteilungsvolumen in Grenzen zu halten.
Wir halten hohe Anwendungsgrenzen für sinn-
voll. Wir hatten gerade davor gewarnt, den
alten BDI- und VIK-Vorschlag „KWK-Gesetz“
zu nehmen; das hätte wirklich dazu geführt,
dass die Imbissbude, die Bäckerei usw. einen
Entlastungsantrag stellen könnten, dass
Zehntausende von Betrieben Anträge einge-
reicht hätten. Das hätte wirklich Bürokratie
bedeutet. Wenn sich das auf eine Handvoll
Betriebe beschränkt, kann die Bürokratie für
diesen Zweck nicht überborden und ist inso-
fern sinnvoll begrenzt. Wir plädieren also
durchaus für eine hohe Anwendungsschwelle.
Wir hatten eine Terawattstunde vorgeschla-
gen; Ausgangspunkt war die Aluminiumindust-
rie, die mit einer noch viel höheren Anwen-
dungsgrenze auch schon sinnvoll bedient ge-
wesen wäre.“

Abg. Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): „Herr Prof. Leprich, mein Eindruck
ist, dass es im Bereich Aluminium durchaus
ein Problem zwischen Groß und Klein gibt.
Nach intensiven Gesprächen mit den Unter-
nehmen selbst habe ich den Eindruck, dass in
den Bereichen Chemie, Elektrolyse, das
Problem nicht die Schwellenwerte sind, son-
dern dass ein Problem in der Definition der

Anlage liegt, und dass es im Zementbereich
überhaupt keine Wettbewerbsverzerrungen
gibt, weil überhaupt keine Zementwerke bei
diesen Werten einbezogen sind. D.h. da kann
es auch keine Verzerrung geben. Da wäre
dann eher die Forderung, wir senken alles,
dann sind sie alle drin, aber dann hätten wir
wieder neue Verzerrungen. Ich glaube, das
Problem Wettbewerbsverzerrung betrifft sehr
stark die Aluminiumindustrie und dort einige
wenige Unternehmen.
Dann möchte ich Herrn Lackmann zum Thema
Regelenergie etwas fragen. Ist es so, dass,
wenn wir eine andere Energiestruktur hätten,
also eine stärkere dezentrale Einspeisung,
wachsenden Windanteil, und die Bereitstellung
der Regelenergie durch andere Kraftwerke und
andere Vorhersagen anders organisieren wür-
den, die Kosten für die Regelenergie nicht zu
steigen bräuchten, wenn der Wille bei den
Netzbetreibern da wäre?“

Sv. Prof. Dr. Uwe Leprich: „Im Rahmen der
zeitlichen Möglichkeiten des Gutachtens
konnten wir nicht alles im Detail untersuchen.
Mir ist nur eine andere Untersuchung von Kol-
legen aus Berlin bekannt. Sie stellten fest,
dass hohe Stromintensität im Prinzip nicht
bedeutet, dass diese Unternehmen stets im
internationalen Wettbewerb stehen. Wenn,
dann gibt es einen negativen Zusammenhang:
Stromintensive Industrie produziert mehr für
den heimischen Markt. Insofern ist das Prob-
lem Wettbewerbsfähigkeit und Stromintensität
nicht unbedingt nebeneinander zu betrachten,
sondern kann durchaus unterschiedlich be-
trachtet werden. Das sollte aber genauer un-
tersucht werden, um diese Zusammenhang
näher zu verifizieren.“

Sv. Johannes Lackmann (BEE): „Der gegen-
wärtige Kraftwerkspark ist ausgerichtet auf die
Energieträger Kernenergie, Braunkohle, Stein-
kohle. Das sind keine im Hinblick auf Ver-
brauchsschwankungen und auch fluktuierende
Einspeisung besonders flexibel einsatzfähigen
Energieträger. Betrachtet man zukünftige
Kraftwerksszenarien, und es müssen sehr
viele neue Kraftwerke gebaut werden, werden
sicher stärker dezentrale Lösungen im Rah-
men von KWK zustande kommen, die im Nor-
malfall schnell regelbar sind. Es wird einen
höheren Gaskraftwerkeanteil geben, und auch
Kraftwerke mit erneuerbaren Energien. Z.B. ist
auch Biomasse speicherbar und bei Bedarf
einsetzbar. D.h. in der neuen Struktur wird sich
die Regelenergiefrage viel weniger dramatisch
als bisher stellen. Vorhin wurde ein Sonderfall
in einem E.ON-Netzgebiet angesprochen. Herr
Schultz, der sog. 7. Januar, der durch die
Runden geistert, ist ein dadurch künstlich ge-
schaffenes Problem, dass die Netzbetreiber
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bisher bestimmte Vorschriften über das Ab-
schaltverhalten von Windenergie gemacht
haben. Auch bei Kurzunterbrechungen ist es
vorgekommen, dass Windkraftanlagen in die-
sen Regionen relativ schlagartig vom Netz
gegangen sind. Das ist aber keine Notwendig-
keit, sondern war durch die Vorgaben der
Netzbetreiber selbst verursacht. D.h. wenn dort
andere Vorgaben gemacht werden, lässt sich
auch diese Technik viel besser in Netzstruktu-
ren einfügen und vermeidet Vorhalteaufwand.“

Vorsitzender: „Herzlichen Dank für die letzten
Ausführungen, Herr Lackmann. - Meine sehr
geehrten Damen und Herren, es war nicht zu
erwarten, dass wir heute hier auf eine einheitli-
che Meinung kommen. Ich glaube aber, es war
sehr wichtig, dass wir Ihre Meinung aufnehmen
konnten und sie in unsere Überlegungen in
den kommenden Wochen einbeziehen können.
Es hat durch Sie ganz sicher eine große Zahl
von Anregungen gegeben. Dafür bedanke ich
mich herzlich und auch dafür, dass Sie mir die
Arbeit sehr leicht gemacht haben.
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich
wünsche den Abgeordneten gute Beratungen
und Ihnen einen guten Nachhauseweg. Herzli-
chen Dank, dass Sie hier waren.“

Ende der Sitzung: 14:05 Uhr

Jae/Ba/bg

Ulrich Petzold, MdB
Vorsitzender
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BezugBezugBezugBezug    
 
Diese Kurzstellungnahme bezieht sich auf den Gesetzentwurf von 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur Änderung des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes (EEG) vom 8. April 2003, BT-Drucksache 
15 / 810. 
Sie basiert auf einem vom IZES kürzlich fertiggestellten Gutachten 
mit dem Titel „Belastung der stromintensiven Industrie durch das 
EEG und Perspektiven“ 
 

1.1.1.1. Fragestellung: Zur grundsätzlichen Notwendigkeit Fragestellung: Zur grundsätzlichen Notwendigkeit Fragestellung: Zur grundsätzlichen Notwendigkeit Fragestellung: Zur grundsätzlichen Notwendigkeit 
einer Härtefallregelungeiner Härtefallregelungeiner Härtefallregelungeiner Härtefallregelung    

Es gibt in Deutschland nur einige wenige stromintensive Unter-
nehmen, deren Wettbewerbsfähigkeit durch höhere Stromkosten 
beeinträchtigt wird. Insgesamt zeichnet sich die deutsche Industrie 
durch eine geringe Stromintensität aus, wie die folgende Tabelle 
belegt. 

Strom- Anteil1) Strom- Anteil3) Anzahl 
verbrauch in  Bezug2), in  

  

Kennzahlen der stromintensiven Wirt-
schaftszweige 
(inkl. Anteile Stromverbrauch) 2002 Betrie-

be 1 000 kwh Prozent 1 000 kwh Prozent

  Stromkostenanteil an der Bruttowertschöpfung > 15 % 4)          

26.51 Herstellung von Zement 58 3 421 079 1,5% 3 202 135 1,7%

27.43 Erzeugung und erste Bearb. von Blei, Zink und Zinn 33 1 391 060 0,6% 1 401 448 0,7%

27.42 Erzeugung und erste Bearb. von Aluminium 111 12 686 065 5,6% 12 365 241 6,4%

  Zwischensumme I 202 17 498 204 7,7% 16 968 824 8,7%

  Stromkostenanteil an der Bruttowertschöpfung 15 – 10 % 4) 

27.35 
Erste Bearb. von Eisen und Stahl ang., Herstellung von 
Ferroleg. 16    391 637 0,2%    908 104 0,5%

27.10 Erzeugung  von Roheisen, Stahl, Ferroleg. (EGKS) 80 20 122 913 8,8% 16 614 567 8,6%

17.11 Baumwollaufbereitung und  -spinnerei 50    621 220 0,3%    573 471 0,3%

17.15 Zwirnen und Texturieren von Filamentgarnen usw 7    29 608 0,0%    26 071 0,0%

26.52 Herstellung von Kalk 20    435 448 0,2%    428 268 0,2%

15.97 Herstellung von Malz 41    206 065 0,1%    178 917 0,1%

14.12 Gew. von Kalk, Dolom.-, Gips- und Anhydritstein, Kreide 44    241 923 0,1%    242 795 0,1%

21.12 Herstellung von Papier, Karton und Pappe 197 15 346 973 6,7% 10 764 374 5,5%

15.62 Herstellung von Stärke und Stärkeerzeugnissen 18    644 668 0,3% 328 543 0,2%

27.34 Herstellung von gezogenem Draht 52    375 749 0,2% 385 966 0,2%

26.13 Herstellung von Hohlglas 82   1 906 041 0,8% 1 879 833 1,0%

26.11 Herstellung von Flachglas 17    370 001 0,2% 385 049 0,2%

 Zwischensumme II 624 40 692 246 17,9%  32 715 958 16,9%

 Gesamt 826 58 190 450 25,6% 49 684 782 25,6%

  Quelle: Eigene Zusammenstellung in Anlehnung an Statistisches Bundesamt, 2003 

 

Anmerkung:  
1) Anteil am Gesamtstromverbrauch des produzierenden Gewerbes 2002; das produzierende Gewerbe wiederum hat 
    einen Anteil von knapp 50% am Gesamtstromverbrauch der Bundesrepublik. 
2) Stromfremdbezug aus öffentlichen Netz 
3) Anteil am Gesamtstromfremdbezug des produzierenden Gewerbes 2002 
4) letztverfügbare Daten des Statistisches Bundesamtes 1998 
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In der Summe gibt es gerade mal rund 200 Unternehmen in den-
jenigen Wirtschaftszweigen, deren Stromkostenanteil an der Brut-
towertschöpfung 15% überschreitet. 
 
Hinzu kommt die Tatsache, dass gerade die stromintensive Indust-
rie in der Vergangenheit schon nachhaltig entlastet wurde, wie die 
folgende Übersicht verdeutlicht: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Weitere Preissenkungspotenziale durch eine verbesserte Liberali-
sierung des Strommarktes sowie durch verstärkte Ausschöpfung 
der Energieeffizienzpotenziale sind ebenfalls zu beachten. 
 
Schließlich bedeutet jede Härtefallregelung eine Aufweichung des 
Verursacherprinzips sowie eine Umverteilung der Lasten auf die 
verbliebenen Endkunden. Das nächste Schaubild verdeutlicht die 

PreisfaktorPreisfaktorPreisfaktorPreisfaktor    Effekt in Effekt in Effekt in Effekt in 
ct/kWhct/kWhct/kWhct/kWh    

BemerkungBemerkungBemerkungBemerkung    

Befreiung von der Befreiung von der Befreiung von der Befreiung von der 
KonzessionsabgabeKonzessionsabgabeKonzessionsabgabeKonzessionsabgabe    

0,11 Es ist davon auszuge-
hen, dass die stromin-
tensive Industrie keine 
KA zahlt 

Ermäßigung der Ermäßigung der Ermäßigung der Ermäßigung der 
StromsteuerStromsteuerStromsteuerStromsteuer    

0,63 Es ist davon auszuge-
hen, dass die stromin-
tensive Industrie 
durchgehend den Spit-
zenausgleich in An-
spruch nehmen kann 

Deckelung der KWKDeckelung der KWKDeckelung der KWKDeckelung der KWK----
UmlageUmlageUmlageUmlage    

0,20 Stromintensive Indust-
rien fallen ausnahms-
los unter die Decke-
lung 

Summe EntlastungSumme EntlastungSumme EntlastungSumme Entlastung    0,940,940,940,94     
Wegfall des KohlWegfall des KohlWegfall des KohlWegfall des Kohleeee----
pfennigs seit 1996pfennigs seit 1996pfennigs seit 1996pfennigs seit 1996    

0,50 Dies wurde für die In-
dustrie im Schnitt mit 
rund einem Pfennig 
veranschlagt. 

Strompreissenkung Strompreissenkung Strompreissenkung Strompreissenkung 
seit 1995seit 1995seit 1995seit 1995    

2,40 Dies bezieht sich auf 
die Abnahmefälle > 10 
GWh (Kohlepfennig 
herausgerechnet) 

Summe PreissenkuSumme PreissenkuSumme PreissenkuSumme Preissenkunnnn----
gen seit 1995gen seit 1995gen seit 1995gen seit 1995    

2,902,902,902,90     
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Verteilungswirkung, die sich bei einer weitgehenden Deckelung 
des EEG, wie sie von den Verbänden BDI, VIK und VCI vorgeschla-
gen wurde, ergeben würde. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Deutlich wird, dass neben den privaten Haushalten vor allem 
Kleingewerbe und Handel sowie die öffentlichen Einrichtungen ei-
ne erhebliche Mehrbelastung zu erwarten hätten. 
 
Als ZwischenfazitZwischenfazitZwischenfazitZwischenfazit soll fest gehalten werden, dass eine Härtefall-
regelung sich auf die wenigen Unternehmen konzentrieren sollte, 
deren Wettbewerbsfähigkeit trotz bereits erfolgter Entlastungen 
nachweislich gefährdet ist. 
 
 

2.2.2.2. Fragestellung: Beurteilung der vorgeschlagenen HäFragestellung: Beurteilung der vorgeschlagenen HäFragestellung: Beurteilung der vorgeschlagenen HäFragestellung: Beurteilung der vorgeschlagenen Här-r-r-r-
tefallregelungtefallregelungtefallregelungtefallregelung    

Bei der Betrachtung von Stromkostenanteilen können diese mit un-
terschiedlichen Bezugsgrößen ins Verhältnis gesetzt werden. Zur 
Auswahl stehen u.a. Umsatz, Bruttoproduktionswert, Bruttowert-
schöpfung, Lohn- bzw. Personalkosten oder Produktkosten. 
Im UmsatzUmsatzUmsatzUmsatz sind sämtliche Vorleistungen durch Dritte (Handels-
ware/Dienstleistungen) enthalten, die häufig durchlaufende Pos-
ten für die Unternehmen darstellen (beispielsweise Metallwerte in 
der Aluminiumindustrie). Auch im BruttoprBruttoprBruttoprBruttoprooooduktionswertduktionswertduktionswertduktionswert sind 
ebenso noch die meisten Vorleistungen enthalten. Wir empfehlen 
daher als aussagekräftigste Bemessungsgrundlage für die Strom-
intensität bzw. –kosten die tatsächliche Leistung (Wertschöpfung) 
des Unternehmens. Die BruttowertschöpfungBruttowertschöpfungBruttowertschöpfungBruttowertschöpfung umfasst – nach Ab-
zug sämtlicher Vorleistungen - die insgesamt produzierten Güter 
und Dienstleistungen zu den am Markt erzielten Preisen und ist 
somit der Wert, der den Vorleistungen durch eigene Leistungen 
hinzugefügt worden ist. 
 

Anteile EEG 2002 
(bei Deckelung)

Handel, Landwirtschaft , 

Industrie <100.000 kWh

39 %

öffent liche 

Einrichtungen

13%

Industrie
> 100.000 kWh

6 %

Haushalte
42 %

620,4

95

667,8
Summe: 1,59
 Mrd. Euro

206,8

Anteile EEG 2002 
(bei unterstellter gleichförmiger 

Kostenwälzung) Handel, 
Landwirtschaf t , 

Industrie

<100.000 KWh

24,2 %

Öffent liche 

Einrichtungen

8 %

Haushalte
26 %

385

664,6

413,4
Summe:1,59 

Mrd. Euro

Industrie 
> 100.000 KWh

41,8 %

127
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Die nachstehende Tabelle zeigt die Stromkosten anteilig zur Brut-
towertschöpfung in absteigender Reihenfolge. 
 
Stromkostenanteil zu Bruttowertschöpfung, 
Bruttoproduktionswert, Umsatz (letztverfügbare 
Daten 1998)1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird deutlich, dass kein Wirtschaftszweig einen Stromkostenan-
teil von mehr als 17% an der Bruttowertschöpfung besitzt. Inso-

                                                 
 
1 Angesichts der seit 1998 stark gesunkenen Industriestrompreise liegen aktuell 
diese Anteile durchschnittlich wohl deutlich niedriger. 

WirtschaftsWirtschaftsWirtschaftsWirtschafts----  
zweigzweigzweigzweig----Nr.Nr.Nr.Nr.    

AusgewählteAusgewählteAusgewählteAusgewählte    
WirtschaftszweigeWirtschaftszweigeWirtschaftszweigeWirtschaftszweige    

Stromkostenanteil in % an der/amStromkostenanteil in % an der/amStromkostenanteil in % an der/amStromkostenanteil in % an der/am    

        
BruttowertBruttowertBruttowertBruttowert----
schöpfungschöpfungschöpfungschöpfung1)1)1)1)    

BruttoprBruttoprBruttoprBruttoproooodukdukdukduk----    
tiontiontiontionsssswert wert wert wert     

UmsatzUmsatzUmsatzUmsatz    

2651 Herstellung von Zement 16,7 % 7,1 % 7,2 % 

2743 Erzeugung und erste Bearbei-
tung von Blei, Zink und Zinn 

16,0 % 3,8 % 3,8 % 

2742 Erzeugung und erste Bearbei-
tung von Aluminium 

15,5 % 3,8 % 3,8 % 

2735 Erste Bearb. v. Eisen u. Stahl 
ang, Herst. v. Ferroleg. 

14,4 % 4,1 % 4,1 % 

2710 Erzeugung v. Roheisen, Stahl 
u. Ferrolegierungen (EGKS) 

13,4 % 3,6 % 3,6 % 

1711 Baumwollaufbereitung und –
spinnerei 

13,0 % 3,8 % 3,8 % 

1715 Zwirnen und Texturieren von 
Filamentgarnen usw. 

13,0 % 3,6 % 3,5 % 

2652 Herstellung von Kalk 12,8 % 6,1 % 6,2 % 

1597 Herstellung von Malz 11,9 % 1,7 % 1,6 % 

1412 Gewinnung von Kalk-, Dolo-
mit-, Gips- und Anhydritstein; 
Kreide 

11,2 % 4,5 % 4,6 % 

2112 Herstellung von Papier, Kar-
ton und Pappe 

10,8 % 3,3 % 3,3 % 

1562 Herstellung von Stärke und 
Stärkeerzeugnissen 

10,8 % 2,4 % 2,4 % 
 

2734 Herstellung von gezogenem 
Draht 

10,5 % 2,7 % 2,8 % 

2613 Herstellung von Hohlglas 10,4 % 4,2 % 4,2% 

2611 Herstellung von Flachglas 10,4 % 2,9 % 2,9 % 
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fern erscheint daher das im Gesetzentwurf gewählte Kriterium von 
20% geeignet, tatsächliche Härtefälle zu identifizieren.  
 
Das zusätzlich zu erfüllende Kriterium eines Mindestverbrauchs 
von 100 GWh lässt sich zwar sachlich nicht begründen, erscheint 
aber geeignet, den Nachweis- und Kontrollaufwand für die Umset-
zung der Härtefallregelung in Grenzen zu halten und damit dem 
Vorwurf einer ausufernden Bürokratie zu begegnen. Dies gilt auch 
für die Zuweisung der Ermessensentscheidung an das Bundesamt 
für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, wobei diese sich an klar vor-
gegebenen Maßstäben zu orientieren hat. 
 
Die untere Begrenzung der EEG-Umlage auf maximal 0,05 ct/kWh 
für jede über 100 GWh hinausgehende verbrauchte Kilowatt-
stunde der durch die Härtefallregelung befreiten Unternehmen 
entspricht der Forderung der genannten Verbände, den EEG-Anteil 
am gesamten Stromverbrauch auf 0,8% zu begrenzen (unter den 
hier nicht diskutierten Annahmen eines Marktpreises für EEG-
Strom von 2,5 ct/kWh und einer EEG-Durchschnittsvergütung von 
8,8 ct/kWh). Diese Begrenzung entspricht dem (höheren) Wert des 
KWK-Modernisierungsgesetzes und wurde wohl auch aus diesem 
Grunde gewählt. Ob sie tatsächlich geeignet ist, die Unternehmen 
ausreichend zu entlasten, kann im Licht der Erfahrungen des BAFA 
erst zukünftig beantwortet werden. 
 
 

3.3.3.3. GesamtfazitGesamtfazitGesamtfazitGesamtfazit    

Insgesamt handelt es sich bei dem vorgelegten Gesetzentwurf um 
eine Härtefallregelung, die den Kreis der betroffenen Unterneh-
men zu Recht stark eingrenzt und dadurch ihre Verteilungswirkun-
gen in Grenzen hält. Sie begrenzt den Bürokratieaufwand für ihre 
Umsetzung auf ein vernünftiges Maß. Für diejenigen Unterneh-
men, deren Wettbewerbsfähigkeit trotz der bereits bestehenden 
Vergünstigungen und der liberalisierungsbedingten Strompreis-
senkungen auf Grund der EEG-Umlage gefährdet ist, stellt er eine 
praktikable Lösung dar. 
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VIK hat angesichts der stetig steigenden Kostenbelastung der Industrie durch das 

EEG immer wieder auf die Dringlichkeit einer Begrenzung dieser Belastungen 

hingewiesen. Deshalb begrüßt VIK, dass der Gesetzentwurf vom 08.04.2003 die 

Notwendigkeit einer solchen Belastungsbegrenzung ausdrücklich anerkennt. 

 

 

A.)  Allerdings ist die vorliegende Härtefallregelung bei weitem nicht 

ausreichend. Das Ziel des Gesetzentwurfs, besonders betroffene 

stromintensive Unternehmen von der EEG-Umlage zu entlasten, wird nur 

unzureichend erfüllt, und zwar aus folgenden Gründen:  

 

1. Die vorgesehene Regelung trifft nur auf eine viel zu geringe Zahl von 

Unternehmen zu. Viele stromintensive Unternehmen, z. B. aus den Branchen 

Stahl, Chemie und Papier, erfüllen die Kriterien (mindestens 100 GWh jährlicher 

Stromverbrauch und mindestens 20 % Stromkostenanteil an der 

Bruttowertschöpfung) nicht und werden weiterhin in ihrer Wettbewerbsfähigkeit 

stark beeinträchtigt.  

 

2.   Die Entlastung stromintensiver Unternehmen – insbesondere des industriellen 

Mittelstandes –, die nur knapp über den Schwellenwerten liegen, ist 

unzureichend.  

 

3.   Vergleichbare Produktionsprozesse werden ungleich behandelt. Dadurch 

werden Unternehmen allein aufgrund ihrer Unternehmensstruktur diskriminiert.  

 

4.  Weitgehende Ermessensspielräume der ausführenden Behörde sowie die 

Befristung der Härtefallregelung auf nur ein Jahr bieten den betroffenen 

Unternehmen keine Rechts- und Planungssicherheit. 

 

5.   Die Regelung belastet die antragstellenden Unternehmen mit einem hohen 

bürokratischen Aufwand. 

 



 - 3 - 
 
 

B.) VIK bittet daher den Gesetzgeber nachdrücklich um: 

 

1.  eine Absenkung der Schwellenwerte in Richtung der KWK-Härtefallregelung; 

 

2.  die Einbeziehung von energieintensiven Unternehmen auch aus Bereichen 

außerhalb des produzierenden Gewerbes (z. B. Dienstleistungssektor und 

schienengebundener Verkehr); 

 

3.  den Wegfall des Begriffs „eine Abnahmestelle“ als Bezugspunkt für den 

Stromverbrauchsschwellenwert sowie die Zulassung einer anlagenbezogenen 

Betrachtungsweise, indem etwa im letzten Satz in Abs. 2 statt auf „selbständige 

Teile des Unternehmens“ auf „organisatorisch abgrenzbare Teile wie z.B. ein 

Standort, ein Werk, ein Betrieb oder eine Anlage“ abgehoben wird; 

 

4.   die Formulierung eines klaren Anspruchs auf unbefristete Belastungs-

begrenzung in Höhe von 0,05 ct/kWh bei Vorliegen der Voraussetzungen; 

 

5.   den Ersatz der Einzelfallprüfung durch einen allgemein geltenden Befreiungstat-

bestand. 

 

6.  ein – angesichts der drückenden EEG-Belastungen – schnelles Inkrafttreten 

einer verbesserten Härtefallregelung rückwirkend zum 01.01.2003, um in einem 

ersten Schritt zunächst die Unternehmen zu entlasten, deren Existenz durch die 

ständig wachsenden EEG-Mehrkosten derzeit besonders bedroht ist; 

 

7.  den in der EEG-Härtefallregelung – nach dem Muster des KWK-

Vorschaltgesetzes - verankerten Auftrag des Gesetzgebers an sich selbst, 

unverzüglich eine notwendige Erweiterung der Härtefallregelung vorzunehmen; 

insbesondere für den Fall, dass der vorliegende Gesetzentwurf vom 08.04.2003 

nicht mehr deutlich verändert werden sollte.  

 



 - 4 - 
 
C.)  Anmerkungen im Detail: 

 

1. Unzureichende Entlastung 
 
Die „Besondere Ausgleichsregelung“ des § 11a kann nur von Unternehmen in 

Anspruch genommen werden, deren Entnahme aus dem Netz der öffentlichen 

Versorgung an einer Abnahmestelle 100 GWh übersteigt und deren Stromkosten-

anteil an der Bruttowertschöpfung oberhalb von 20 % liegt (Abs. 2, Ziff.1 und 2). 

Dadurch wird nur eine äußerst geringe Anzahl von Unternehmen entlastet. Weite 

Teile der deutschen Industrie, die ebenfalls unter der hohen und stetig steigenden 

Belastung durch das EEG leiden, erfüllen die vorgesehenen Schwellenwerte 

dagegen nicht. Für diese bleiben die Standortnachteile im internationalen 

Wettbewerb bestehen. Zahlreiche Arbeitsplätze sind dadurch bedroht.  

 

Außerdem beschränkt Absatz 1 die Begrenzung des EEG-Kostenanteils auf 

Unternehmen des produzierenden Gewerbes, was energieintensive Unternehmen 

- etwa des Dienstleistungssektors oder des schienengebundenen Verkehrs – eben-

falls ausschließt und dadurch diskriminiert. 

 

Sogar für den begünstigten Kreis der Unternehmen fällt die Entlastung geringer aus 

als nötig wäre. Denn wegen des relativ hohen Sockels von 100 GWh, für den der 

volle EEG-Satz gezahlt werden muss, ist bei den derzeitig geforderten EEG-

Umlagesätzen von bis zu 0,47 ct/kWh für den Sockel von 100 GWh bereits fast eine 

halbe Mio. € zu zahlen. Dadurch werden insbesondere mittlere Unternehmen, die nur 

knapp über den Schwellenwerten liegen, viel stärker belastet als größere, weil nur 

der Verbrauch über 100 GWh und damit bei mittleren Unternehmen nur ein 

verhältnismäßig kleiner Anteil ihres Stromverbrauchs entlastet wird. 

 

Außerdem beseitigt der vorgesehene Begrenzungsmechanismus nicht das 

Grundproblem, nämlich die steigende Tendenz der EEG-Belastung. Denn die für die 

ersten 100 GWh zu zahlende Umlage wird sich im Laufe der Zeit aufgrund der 

steigenden EEG-Einspeisung weiter deutlich erhöhen. 
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Die einzige gesamtwirtschaftlich vernünftige Lösung ist daher die Absenkung der 

Kriterien auf unter 100 GWh und auf unter 20 % Stromkostenanteil an der Bruttowert-

schöpfung. Ziel muss es sein, diese Kriterien denen des KWK-

Modernisierungsgesetzes anzugleichen, da es keinen sachlich gerechtfertigten 

Grund für unterschiedliche Regelungen gibt. Auch der Vorschlag der EU-Richtlinie 

zur Besteuerung von Energieerzeugnissen sieht für energieintensive Unternehmen 

einen deutlich geringeren Schwellenwert vor. Zumindest sollten die Schwellen bei 

10 GWh und 5 % Stromkostenanteil an der Bruttowertschöpfung liegen. Die 

Einschränkung auf den Bereich des produzierenden Gewerbes in Absatz 1 muss 

entfallen. 

 

2. Ungleichbehandlung gleichartiger Unternehmen und Produktionsprozesse 
 
Wegen des Bezugs des Schwellenwertes von 100 GWh auf eine Abnahmestelle 

werden Unternehmen mit vergleichbarem Stromfremdbezug nur aufgrund 

unterschiedlicher Strukturen unterschiedlich behandelt: So kann ein Unternehmen, 

das seinen gesamten Strombezug über eine Abnahmestelle abwickelt, die Kriterien 

erfüllen, während ein anderes, das dieselbe Strommenge insgesamt über mehrere 

Abnahmestellen bezieht, nicht in den Genuss der Belastungsbegrenzung kommt. 

Damit werden Unternehmen, die mehrere Standorte in der Bundesrepublik betreiben, 

gegenüber solchen, die an einem Standort konzentriert sind, benachteiligt. 

 

Daher muss in Abs. 2, Satz 2 Ziff. 1 sowie in Abs. 3 Satz 1 die Beschränkung auf 

„eine Abnahmestelle“ entfallen, so dass die Zusammenfassung mehrerer Abnahme-

stellen eines Unternehmens ermöglicht und damit der Gesamtstrombezug eines 

Unternehmens berücksichtigt wird. 

 

Ebenso werden gleichartige Produktionsanlagen je nach der internen Struktur des 

Unternehmens unterschiedlich behandelt: So könnte mit einer stromintensiven 

Anlage, die den wesentlichen Teil eines Unternehmens bildet, der Schwellenwert von 

20 % beispielsweise knapp überschritten werden. Mit einer gleichermaßen 

stromintensiven Anlage im Verbund eines größeren Unternehmens, dessen 

Stromkostenanteil an der Bruttowertschöpfung zwangsläufig geringer ist, könnte aber 
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dieser Schwellenwert nicht erreicht werden. Eine solche Situation schafft Anreize zur 

unsinnigen Ausgliederung von Unternehmensteilen. 

 

Daher sollte der letzte Satz in Abs. 2 so gefasst werden, dass statt auf „selbständige 

Teile des Unternehmens“ auf „organisatorisch abgrenzbare Teile wie z.B. ein 

Standort, ein Werk, ein Betrieb oder eine Anlage“ abgehoben wird. 

 

3. Unsicherheit durch weite Ermessensspielräume und zeitliche Befristung 
 
Umfangreiche Ermessensspielräume, die der vorliegende EEG-Gesetzentwurf 

enthält, schränken seine ohnehin sehr begrenzte Wirksamkeit weiter drastisch ein: 

So führt die Erfüllung der Kriterien aus Absatz 2 Ziffer 1 und Ziffer 2 nicht 

automatisch zu einer Begrenzung der Belastung. Stattdessen sieht der 

Gesetzentwurf vor, dass bei solchen Unternehmen der Anteil der EEG-Strommenge 

(und damit der EEG-Kostenanteil) begrenzt werden kann (vgl. Abs. 1 des 

Gesetzentwurfes). Außerdem ist unklar, in welchem Ausmaß die 

Belastungsbegrenzung erfolgen soll: Der Entwurf sieht in den Absätzen 3 und 4 vor, 

dass der EEG-Kostenanteil die „Grenze von 0,05 ct/kWh nicht unterschreiten“ soll. 

Diese Formulierung legt nahe, dass in praxi ein höherer Betrag möglich ist. Die 

tatsächliche Belastungsbegrenzung soll also im Ermessen der zuständigen Behörde 

liegen.  

 

Diese Unsicherheit des Ausmaßes der Reduzierung des EEG-Kostenanteils schafft 

in Verbindung mit der nur auf ein Jahr befristeten Befreiung keine Planungssicherheit 

für die Unternehmen. Somit werden eigentlich anstehende und notwendige 

Investitionsentscheidungen weiterhin vertagt. Um das zu vermeiden, benötigt die 

deutsche Wirtschaft klare Formulierungen im Gesetz, so dass bei Vorliegen aller 

Voraussetzungen die EEG-Last - ohne Ermessensspielräume - auch tatsächlich 

begrenzt wird. 

 

Im Gesetz sollte daher stehen: Bei Erfüllung der Voraussetzungen hat das betroffene 

Unternehmen einen Anspruch auf Kostenentlastung. Sein zu zahlender EEG-

Kostenanteil beträgt 0,05 ct/kWh. 
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Angesichts der für viele Unternehmen existenziellen Bedeutung einer EEG-

Kostenentlastung ist eine Verzögerung des Antragsverfahrens nicht tragbar. Daher 

ist festzulegen, dass Anträge, die innerhalb der im Gesetzentwurf vorgesehenen Frist 

von vier Wochen nicht abschließend bearbeitet worden sind, automatisch als 

genehmigt gelten. 

 

Um weitere Planungsunsicherheiten für die Unternehmen zu vermeiden, sollte im 

Gesetzestext festgehalten werden, dass im Rahmen der großen EEG-Novelle keine 

für die Stromverbraucher ungünstigere Regelung als diese Härtefallregelung 

aufgenommen wird. 

 

4.  Bürokratischer Aufwand 

 

Die Unternehmen werden mit einem erheblichen bürokratischen Aufwand belastet. 

Die nach Abs. 2 des Gesetzentwurfes notwendigen Nachweise in Form von 

Wirtschaftsprüfergutachten werden in vielen Fällen nur schwer zu erbringen sein, 

etwa im Fall des Bezugs ausländischer Vorleistungen. Dass ein einzelnes 

Unternehmen nachweisen kann, dass der EEG-Kostenanteil zu einer „erheblichen 

Beeinträchtigung der Wettbewerbsfähigkeit“ führt, ist kaum vorstellbar, zumal der 

Begriff der Wettbewerbsfähigkeit nicht hinreichend definiert ist. Damit wird eine 

weitere hohe Zugangshürde aufgebaut. Die Verpflichtung zur Offenlegung von 

Stromlieferungsverträgen (Abs. 2) stellt einen weitgehenden Eingriff in die 

Geschäftsgeheimnisse eines Unternehmens dar. Schließlich ist das antragstellende 

stromverbrauchende Unternehmen auf die Mithilfe des stromliefernden 

Elektrizitätsversorgers angewiesen (Abs. 2), was zu weiteren Schwierigkeiten und 

Verzögerungen führen kann. Von einer unpraktikablen Einzelfallprüfung sollte daher 

abgesehen werden. Stattdessen ist ein an wenigen leicht überprüfbaren Kriterien 

anknüpfender allgemein geltender Befreiungstatbestand zu schaffen. 

 

Außerdem wickeln im liberalisierten Strommarkt mittlerweile viele Unternehmen ihren 

Strombezug über eigene Bilanzkreise ab. Sie gelten vielfach als Elektrizitäts-

versorgungsunternehmen. Die Härtefallregelung würde ins Leere laufen, wenn in 

solchen Fällen zwar die EEG-Menge für das Industrieunternehmen als 

Stromverbraucher reduziert würde, dasselbe Unternehmen in seiner Eigenschaft als 
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Stromversorger aber weiterhin die nicht reduzierte EEG-Menge abnehmen müsste. 

Daher sollte im Gesetz durch eine entsprechend deutlichere Formulierung in 

Absatz 8 klargestellt werden, dass in dem Maße, wie die an den Stromkunden 

weitergegebene EEG-Menge reduziert wird, auch die EEG-Strommenge reduziert 

werden muss, die der Lieferant bezieht. 
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A) Allgemeine Anmerkungen

Der Markt für Erneuerbare Energien stellt für das Handwerk ein bedeutsames Wirt-
schaftspotenzial dar. Auch unter dem Aspekt des Umwelt- und Klimaschutzes sind
Erneuerbare Energien zu befürworten.

Bei allen Bedenken, die der ZDH gegen Subventionen hat, ist eine Förderung der
Erneuerbaren Energien dann zu befürworten, wenn sie sich auf Verfahren und Me-
thoden konzentriert, die besonders wirtschaftlich sind und langfristig gegenüber den
konventionellen Energieträgern wettbewerbsfähig werden können. Eine Förderung
sollte in jedem Fall nur soweit erfolgen, bis die geförderten Techniken abgeschrieben
sind. Dann sollte die Förderung auf wirtschaftlichere Verfahren verlagert werden. Ziel
der Förderung muss es sein, ein Innovationswettbewerb zu entfachen. Wie auch in
dem Erfahrungsbericht der Bundesregierung zum EEG vom 16.07.2002 zum Aus-
druck kommt, können Erneuerbare Energien auf Dauer nur dann eine tragende Rolle
im Energiemarkt spielen, wenn sie sich ohne finanzielle Förderung auf dem Markt
behaupten können. Der ZDH befürwortet daher, die Förderung von Forschung und
Entwicklung im Bereich der Erneuerbaren Energien.

B) Zu den einzelnen Bestimmungen:

Mit der Neufassung des § 11 a soll eine Freistellung von Großkunden vom Öko-
strom-Preisaufschlag erreicht werden, um deren internationale Wettbewerbsfähigkeit
zu gewährleisten und zu verbessern.

Im Gesetzentwurf wird stillschweigend unterstellt, dass nur die dort definierten Unter-
nehmen durch die Weitergabe der durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG)
entstehenden Kosten maßgeblich in ihrer Wettbewerbsfähigkeit eingeschränkt sind.

Die Freistellung der Großkunden vom Ökostrom-Preisaufschlag würden zu Lasten
der Kleinkunden erfolgen, denn der gesamte Ökostrom-Preisaufschlag wird natürlich
im Rahmen der Mischkalkulation von den Versorgungsunternehmen an die Stromab-
nehmer überwälzt. Ordnungspolitisch ist das fragwürdig: Nicht nur Großunternehmen
sind „vorrangig im Export“ einem internationalen Wettbewerbsdruck ausgesetzt. Auch
kleine Unternehmen sind „vorrangig auf den Inlandsmärkten durch Importkonkurrenz“
betroffen, derzeit vor allem durch Angebote osteuropäischer Länder in grenznahen
Regionen. Neben den fragwürdigen Wettbewerbsaspekten des Unternehmensgrö-
ßen- und Branchenbezug ist somit auch der Regionalbezug in seiner Marktrelevanz
zu berücksichtigen. Eine differenzierte und gerechte Bewertung der Betroffenheit zur
Entlastung vom Ökostrom-Preisaufschlag ist daher wohl kaum denkbar.

Auch die Einschaltung des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle kann
nicht sicherstellen, dass die im Gesetz enthaltenen unklaren Rechtsbegriffe, wie „er-
hebliche Beeinträchtigung der Wettbewerbsfähigkeit des Unternehmens“ einheitlich
ausgelegt werden. Was ist rein rechtlich unter dem „Interesse der Gesamtheit der
Stromverbraucher“ zu verstehen und wie ist es zu quantifizieren?

Unabhängig von der für das Handwerk fragwürdigen Freistellung ausschließlich von
Großkunden ist zu kritisieren, dass es sich um eine „Kann-Regelung“ handelt. Die
betroffenen Unternehmen sind auf Ermessens-Entscheidungen des Bundesamtes für
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Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle angewiesen. Ermessensfehlentscheidungen sind
nicht auszuschließen. Eine Rechtssicherheit für die Unternehmen besteht nicht. Es
ist auch nicht sicher, ob der EEG-Kostenanteil bis auf 0,05 ct/kWh minimiert wird. Die
Behörde kann auch festlegen, dass aus irgendwelchen Gründen ein höherer Betrag
angesetzt wird. Die Behörde hat damit ein erhebliches Ermessen. Durch die wenig
klaren Formulierungen im Gesetz verlieren die Unternehmen die nötige Planungssi-
cherheit.

Nicht zuletzt ist darauf hinzuweisen, wie bürokratisch das Verfahren ausgestaltet ist.
So erfordern die in § 11 a Abs. 2 des Entwurfes vorgesehenen Nachweise einen ho-
hen Aufwand und hohe Kosten bei der Beschaffung. Im Fall des Bezugs ausländi-
scher Vorleistungen könnten die geforderten Gutachten von Wirtschaftsprüfern län-
gere Zeit in Anspruch nehmen. Die Verpflichtung zur Offenlegung von Stromliefe-
rungsverträgen stellt einen weitgehenden Eingriff in die Geschäftsgeheimnisse eines
Unternehmens dar. Das antragstellende stromverbrauchende Unternehmen ist auch
auf die Mithilfe des stromliefernden Elektrizitätsversorgers angewiesen. Daher sollte
von einer unpraktikablen Einzelfallprüfung abgesehen und ein an wenigen leicht ü-
berprüfbaren Kriterien anknüpfender allgemeiner Befreiungstatbestand geschaffen
werden.

Der ZDH wendet sich entschieden gegen eine Ungleichbehandlung von Großunter-
nehmen und Kleinbetrieben. Vor dem Hintergrund der rezessiven volkswirtschaftli-
chen Entwicklung sollte keine partielle Freistellung von Großunternehmern, sondern
eine Hilfestellung für die gesamte gewerbliche Wirtschaft, insbesondere auch dem
Mittelstand, erfolgen. Daher sollte die gesamte gewerbliche Wirtschaft vom Preisauf-
schlag durch das EEG-Gesetz freigestellt werden. Durch diese Kostenerleichterung
für die Wirtschaft, in diesem Fall zu Lasten des privaten Stromverbrauchs, würde die
Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft insgesamt gestärkt und Wettbewerbsverzerrun-
gen zwischen den Wirtschaftsbereichen vermieden.
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